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„Jeder Einzelne, der aus dem 
Bildungssystem ohne voll-
wertigen Abschluss aus-
scheidet, ist einer zu viel.“ 
(Seite 11) 

Undurchsichtige  
Kosten bei Nahwärme
Wie die zum Teil erheblich höheren 
Kosten bei Nahwärmeheizung zusam-
mengesetzt sind, bleibt für Konsu-
menten ein Buch mit sieben Siegeln. 

Seite 3

Weniger Jugendliche in 
der Schuldenberatung
Im Interview erzählt Mag. Marga 
Muxel-Moosbrugger vom Erfolg des 
Finanzführerscheins, der im Mai be-
reits zum 8000. Mal überreicht wurde.

Seite 4

AK-Tipps zum 
Stromsparen
Der Energiespar-Tipp in dieser Aus-
gabe: Wie man mit Alternativen zur 
Klimaanlage kühlen Kopf behält. 
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Actionkameras im 
Fokus: Keine überzeugt
Der Verein für Konsumenteninfor-
mation (VKI) testete zehn Actionka-
meras. Wirklich überzeugt waren die 
Tester aber von keinem Modell.
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Bildungsabbruch: Nur 
wenig Verbesserung
2012 hatten 7,9 Prozent der 15- bis 
24-Jährigen keinen weiterführenden 
Abschluss nach der Pflichtschule. Das 
sind 75.000 Betroffene österreichweit.
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Aktivitäts- und Schlaf- 
Tracker gewinnen
Ihre Meinung wird belohnt:  

Unter allen Leser- 
reaktionen verlost die 

AKtion einen 
Aktivitäts- und 
Schlaf-Tracker 
„The One“ 
von fitbit. 
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Aus dem Inhalt

AK-Funktionäre – wie hierVizepräsident Bernhard Heinzle – legen sich für die Beschäftigten ins Zeug und sammeln Unterschriften für eine Lohnsteuersenkung.  Seiten 6/7

facebook.com/akvorarlberg

Generationen-Management

Betriebe, die die Lebenswelten 
ihrer Mitarbeiter in ihre Strategie 
miteinbeziehen, sind attraktiver 
und die Angestellten somit moti-
vierter. Dabei gibt es viele Mög-
lichkeiten, um das Arbeitsleben 
der Mitarbeiter 
zu gestalten. Die 
AK bietet mit 
der Broschüre 
„Gute Arbeit für 
Frauen. Gute Ar-
beit für Männer.“ 
einen Leitfaden.

Telefon 050/258-8000, 
bestellen@ak-vorarlberg.at

Ihr Kontakt zur AK Vorarlberg

AK-Rechtsservice
Tel. 050/258 oder 
05522/306
Betriebsreferat – 1500
Info Arbeitsrecht – 2000
Insolvenzrecht – 2100
Sozialrecht – 2200
Lehrlinge/Jugend – 2300
Arbeitsrecht Feldkirch – 2500
Familie/Frauen – 2600
Konsumentenschutz – 3000
Steuerrecht – 3100
AK Bregenz – 5000
AK Dornbirn – 6000
AK Bludenz – 7000

  

Für unter 50-Jährige wurde mit 
Jahresbeginn die Möglichkeit ab-
geschafft, in Invaliditätspension zu 
gehen. Die AK-Sozialrechtsexperten 
ziehen eine erste Bilanz.

Als Ersatz für die jeweils auf zwei Jah-
re befristete Invaliditätspension wurde 
in der Krankenversicherung das soge-
nannte Rehabilitationsgeld eingeführt, 
wenn beim Betroffenen hingegen eine 

berufliche Umorientierung zweckmäßig 
erscheint, erhält er ein Umschulungs-
geld vom Arbeitsmarktservice. Der 
Grundsatz der Novelle lautet „Reha-
bilitation vor Pension“. Das bedeutet, 
ein frühzeitiger Pensionsanspruch be-
steht nur dann, wenn Versicherte me-
dizinisch oder beruflich nicht rehabili-
tiert werden können.  

Die neuen Bedingungen gelten für 
alle, die nach dem 1. Jänner 1964 ge-

boren wurden. Ziel der Maßnahme ist 
die verstärkte Arbeitsmarktintegration 
von gesundheitlich beeinträchtigten 
Menschen. 

Anspruch auf Hilfe
„Der Verdacht, es soll grundsätzlich 
der Pensionszugang verwehrt wer-
den, wäre falsch. Es ist vielmehr ein 
grundlegender Systemwechsel“, erklärt 
AK-Sozialrechtsexperte Mag. Franz 
Beck: „Jeder Fall muss nun differen-
zierter als bisher angesehen werden. 
Denn jetzt besteht Anspruch, dass 
jemandem bei vorübergehender und 
länger als sechs Monate dauernder In-
validität geholfen wird, wieder ins Be-
rufsleben zurückzukehren.“ Seite 3

„Reha“-Geld statt  
Invaliditätspension

Gerhard 
Ouschan, 
Bereichsleiter 
AK-Bildungs- 
politik
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Liebe 
Leserinnen,
liebe Leser,

vor gut einem Jahr sorgte eine Schlag-
zeile für ordentliches Rauschen im 
Blätterwald: Unsere bayrischen Nach-
barn hatten als Reaktion auf Gam-
melfleisch und andere Skandale in 
der Gastronomie und Lebensmittel-
branche angekündigt, schwarze Schafe 
künftig ins Internet zu stellen. Einen 
solchen „Hygiene-Pranger“ wünschte 
sich dann gleich auch der Vorarlberger 
Gesundheitslandesrat Christian Bern-
hard. Schließlich wird bei amtlichen 
Lebensmittelkontrollen im Ländle 
auch jede fünfte Probe beanstandet. 
Die dafür verhängten Strafen schre-
cken nicht wirklich ab: Sie liegen im 
Schnitt bei rund 70 Euro und werden 

in der Regel aus der Portokasse begli-
chen. Und auch für den Gesundheits-
landesrat war klar: Verwaltungsstra-
fen sind nicht das geeignete Mittel. 
Bei gravierenden Verstößen brauche 
es eine Strafe, die weh tut. Und weh 
tue es dann, wenn es die Leute sehen. 
Nur die Grenze würde er, Bernhard, 
enger ziehen als 
die Bayern. Nur 
wenn gravierende 
Hygienemängel 
oder gesund-
heitsschädliche 
L e b e n s m i t t e l 
gefunden werden, solle veröffentlicht 
werden. Aber auch das wären im 
Ländle noch stolze 63 Fälle pro Jahr. 
Gesagt – und das Rauschen legte sich 
wieder. Das Thema harrt seither einer 
(österreichischen) Lösung.
Wie es geht, demonstriert seit Jahren 
ein kleiner Staat im Norden Europas: 

In Dänemark werden die Verbraucher 
von der Veterinär- und Lebensmittel-
behörde seit 2001 leicht verständlich 
mit Hilfe von Smiley-Symbolen über 
Lebensmittelsicherheit und Hygiene-
kontrollen informiert – per Aushang 
direkt in den Betrieben. Und es ist eine 
echte Erfolgsgeschichte. 

In jedem dä-
nischen Lebens-
mittelgeschäft, 
Restaurant und 
Imbiss sowie 
in Kantinen 
von Betrieben, 

Schulen und Altersheimen müssen die 
Inhaber darüber informieren, wie sie 
bei der letzten Lebensmittelkontrolle 
abgeschnitten haben. Jeder dänische 
Verbraucher kennt das Smiley-System, 
97 Prozent halten es für eine gute 
oder sehr gute Idee. Sechs von zehn 
Konsumenten geben an, wegen eines 

schlechten Smileys auf den Besuch 
eines Restaurants verzichtet zu haben.
Nach anfänglichen Widerständen 
halten auch 88 Prozent der kontrol-
lierten Betriebe die Smileys für gut, 
86 Prozent der Geprüften geben an, 
sich fair bewertet zu fühlen. Der Er-
folg lässt sich auch statistisch messen: 
Erhielten 2002 noch 70 Prozent der 
Betriebe das fröhlichste Smiley, waren 
es 2009 schon 86 Prozent. Die Quote 
der beanstandeten Betriebe ist damit 
insgesamt um die Hälfte zurückge-
gangen. Übrigens: Wer vier Mal hin-
tereinander das bestmögliche Ergebnis 
erzielt, der erhält einen „Elite“-Smiley 
und wird weniger oft kontrolliert. La-
chende Gesichter statt Prangerstehen. 
Das müsste doch auch den auf Qua-
lität bauenden Ländle-Erzeugern und 
-Gastronomen sympathisch sein. 

Dietmar Brunner

Lebensmittelkontrollen – in Dänemark schaffen Smileys Sicherheit für Konsumenten

„Eines von vier Smiley-Symbolen 
erklärt auf einen Blick, ob alles 

in Ordnung war.“

Impressum

Die Vorarlberger Zeitung für  
Arbeit und Konsumentenschutz
Herausgeber, Medieninhaber  
und Sitz der Redaktion: AK Vorarl-
berg, Widnau 2–4, 6800 Feldkirch, 
presse@ak-vorarlberg.at

Offenlegung gemäß § 25 Medien-
gesetz: siehe www.ak-vorarlberg.at/
impressum.htm

Redaktionsleitung: Dietmar  
Brunner, Stephanie Scherrer

Grafik: Baschnegger Ammann  
und Partner

Fotografie: Georg Alfare, Jürgen 
Gorbach, Fotolia, ifs Schulden-
beratung

Druck: Russmedia Verlag GmbH, 
Schwarzach

Aus Gründen der Lesbarkeit wird in 
der AKtion nur die männliche Form 
verwendet. Selbstverständlich sind 
Frauen und Männer gleichermaßen 
angesprochen.

„Höchste Zeit, auf  
die Straße zu gehen“
AKtion Juni 2014: Steuerprotest der 
AK Vorarlberg und der AK Tirol 
Meine Meinung dazu: Es wäre 
höchste Zeit, auf die Straße zu gehen. 
Vielleicht ist das die einzige Sprache, 
die unsere sogenannten Volksvertreter 
verstehen würden. Wir sollten endlich 
was tun, nicht nur zu Hause sitzen und 
jammern. Stellen wir was auf die Beine!
Ingrid Kessler, Schwarzach

Es ist mehr als an der Zeit, ein für 
die Arbeitnehmer(innen) „wirklich 
soziales Steuersystem“ zu erarbeiten 
beziehungsweise zu fordern. Die Politik 
spielt schon seit Jahrzehnten den Un-
ternehmern mehr in die Hände als in 
die Hände der Arbeitnehmer(innen). 
Ich kann fast nicht glauben, dass durch 
die kalte Progression seit der Steuerre-
form 2008 nur 2,65 Millionen Euro zu 
Ungunsten der Arbeitnehmer(innen) 

ausgerechnet wurden. Sind das nicht 
mehr als 2,65 Millionen Euro? Es ist in 
keiner Weise mehr gerechtfertigt, den 
fleißigen, sich bemühenden Arbeitneh-
mer(innen) noch Abzüge von deren eh 
schon knapp bemessenen Löhnen und 
Gehältern zu machen! Dass die Men-
schen durch solch eine ungute Syste-
misierung krank werden, will niemand 
merken – es wird dann in den Medien 
wieder einmal gemeldet, dass das Ge-
sundheitssystem ebenfalls zu teuer ist! 
Zudem haben wir auch ein schlechtes 
Verhältnis zwischen Einkommen und 
Mietpreisen sowie Preis-Leistungsver-
hältnis beim Wareneinkauf. Haben wir 
nicht schon mehr als genug bezahlt?
Ingrid Grasbon, Bludenz

Reaktion auf den offenen Brief an 
die Nationalratsabgeordneten 
Vielen Dank für das Schreiben zum 
Thema Lohnsteuersenkung. Zusam-
men mit dem Budgetsprecher von 
NEOS, Abgeordnetem Dr. Rainer 
Hable, habe ich am 06.05. in einer 
Pressekonferenz ein Modell präsentiert, 
mit dem einerseits die Staatsausgaben 
dauerhaft gebremst und gleichzeitig 
bereits 2015 eine Lohnsteuersenkung 
durchgeführt werden kann. Dieses 
Modell hat EcoAustria für uns durch-
gerechnet, womit wir belegen, dass 
unsere Vorschläge Hand und Fuß ha-
ben. Für NEOS – Das neue Österreich 
ist wichtig, dass eine Steuerentlastung 
nicht schuldenfinanziert geschieht. 
Anders als der Finanzminister sind 
wir der – mit überprüften Fakten 
belegten – Ansicht, dass dies sofort 
möglich ist. Der Staat hat ein Ausga-
benproblem, kein Einnahmenproblem. 
Vermögensteuern sind kein Rezept. Sie 
werden die mit gewaltiger Dynamik 
wachsenden Staatsausgaben nie durch 
eine Vermögensteuer auffangen. Jede 
Vermögensteuer wird den Mittelstand 
treffen, der sich sein bescheidenes 

Vermögen schrittweise mühsam erspart 
hat. Die wirklich großen Vermögen 
sind schneller weg aus Österreich, als 
Sie die Vermögensteuer einführen kön-
nen. Und Betriebe samt deren Arbeits-
plätze werden Sie ja nicht besteuern 
wollen, nehme ich an.
Mag. Gerald Loacker, Sozialsprecher 
NEOS – Das neue Österreich

Es braucht den Druck der Straße! 
Kein Geld für eine Steuerentlastung!? 
Finanztransaktionssteuer – SOFORT – 
nicht erst am St. Nimmerleinstag! Die 
Finanzhaie zahlen keine Steuern, das 
gehört abgestellt. Die Kleinen hängt 
man, die Großen lässt man laufen!  
www.financialtransactiontax.eu
Gerhard Ender, Altach

„Wir finanzieren 
Schmarotzertum mit“
Harmonisierung des Pensionsalters
Wenn die EU von Österreich eine 
beschleunigte Harmonisierung des 
gesetzlichen Pensionsalters für Frauen 
und Männer fordert (VN, 4.6.2014, 
Seite 2), dann ist ganz speziell die 
SPÖ-Spitze, sprich Michael Häupl, 
gefordert. Er als Landeshauptmann 
von Wien lässt nämlich seine Beamten 
mit dem Durchschnittsalter von 53 
Jahren in Pension gehen. Und es gibt 
keinerlei Anzeichen dafür, dass er dies-
bezüglich eine Änderung vornehmen 
will – ganz im Gegenteil mauert er in 
dieser Angelegenheit. Wir alle müssen 
dieses soziale Schmarotzertum mitfi-
nanzieren, auch wenn Wien so weit 
entfernt erscheint. Solange dies nicht 
abgestellt wird, kann die SPÖ nicht 
fordern, dass der normale Bürger 
länger als 60 beziehungsweise 65 Jahre 
arbeiten muss. Mit Durchschnittsalter 
53 als Wiener Beamter in Pension 
gehen zu können, ist ein Schlag ins 

Gesicht jedes normalen Staatsbürgers.
Prof. Werner Kuntschik, Lochau

Mikroplastik: „Wir  
vergiften uns selbst“
Ob Frauen und mittlerweile auch 
Männer wissen, was sie sich häufig 
beim Schminken ins Gesicht schmie-
ren? Die Hersteller verschweigen 
das ebenso wie bei Zahnpasta. Die 
Wahrheit: Mit jedem Zähneputzen 
und jedem Schminken belasten wir die 
Seefische und unsere eigene Nah-
rungskette. Wer Duschgel aufträgt 
oder sich mit einer gängigen Zahnpasta 
die Zähne putzt, der weiß nicht, was 
er da benutzt. Die Reinigungs- oder 
Polierwirkung beruht auf mikrosko-
pisch kleinen Kügelchen aus Kunst-
stoffen. Das sind Polyethylen (PE), 
Polypropylen (PP), Polyethylenterepht-
halat (PET), Polymethylmethacrylat 
(PMMA) oder Polyamid (PA), besser 
bekannt als Nylon. Alle diese Kunst-
stoffe wurden toxikologisch untersucht. 
Mehr oder weniger teure Kosmetik-
produkte wie Peelinglotionen und 
Puder enthalten solche Kügelchen. Die 
angeblich besten Puder für Schminke 
bestehen in Wahrheit aus reinem PA. 

Früher musste herkömmliches PA fein 
ausgemahlen werden. Doch dadurch 
entstand ein eher kratziger Puder. Kein 
Wunder, dass die Kügelchen heute aus 
vielen Körperpflege- und Kosmetikpro-
dukten kaum noch wegzudenken sind. 
Inzwischen machen amerikanische 
und britische Wissenschaftler wie auch 
Umweltaktivisten darauf aufmerksam, 
dass die Vorteile der Plastikkügelchen 
möglicherweise durch bedenkliche 
ökologische Nachteile erkauft werden.
Die Plastikkügelchen, die auch beim 
Waschen von Kleidung aus Nylon in 
der Waschmaschine frei werden, ver-
schwinden nicht einfach im Ausguss. 
Vielmehr passieren sie die Filter der 
Kläranlagen und landen schließlich in 
den Binnengewässern und im Meer. 
Dort wirken sie gerade wegen ihrer 
guten Hafteigenschaften wie Magnete 
für alle möglichen Schadstoffe. Voll 
beladen mit Schadstoffen werden sie 
dann vom Plankton aufgenommen. 
Und davon ernähren sich kleinere 
Fische, die wiederum von größeren 
Fischen gefressen werden. Am Ende 
der Nahrungskette finden sich die 
Kügelchen mit den Schadstoffen 
in geschätzten Lebensmitteln. Die 
Menschen vergiften sich also mit den 
zunächst angeblich völlig ungiftigen 
modernen Körperpflegeprodukten am 
Ende selbst. Enthalten sind sie auch in 
atmungsaktiver Sportbekleidung und 
vielen anderen Gegenständen, die wir 
heute wie selbstverständlich nutzen.
Elmar Kräutler, Feldkirch

„Müssen Schule und 
Unterricht verbessern!“
AKtion Juni 2014: Österreicher zah-
len 109 Millionen Euro für Nachhilfe 
Notwendig wäre die Lehrerausbildung 
zu verbessern. Dann würden sich 
Nachhilfestunden erübrigen.
Walter Krenn, Bregenz

Leserforum

Haben auch Sie etwas zu sagen: 
Wir freuen uns auf Ihre Zuschrift: 
leserbrief@ak-vorarlberg.at

Einladung zur  
Telefon-Sprechstunde

Stark für Sie. www.ak-vorarlberg.at

Mit AK-Präsident Hubert Hämmerle

1. Juli von 14 bis 15 Uhr unter 050/258-6800

„Mit reda kond d’Lüt zemma“ ist das Motto von 
AK-Präsident Hubert Hämmerle. Nutzen Sie die 
Gelegenheit und machen Sie Ihre Fragen, Anliegen 
und Vorschläge zum Thema.

Verlosung unter allen Einsendern

Liebe Leser, 
wegen der vielen Zusendungen 
war es uns leider nicht möglich, 
alle erhaltenen 
Beiträge 
zu ver-
öffentli-
chen. 

Den Aktivitäts- und 
Schlaf-Tracker „The 
One“ von fitbit aus 
der letzten AKtion 
hat Ingrid Kessler  
aus Schwarzach  
gewonnen.
Wir gratulieren!

Das neue Rehabilitationsgeld gebührt 
in der gleichen Höhe wie das Kran-
kengeld, für das Umschulungsgeld 
gilt ein Mindesttagessatz von derzeit 
33,33 Euro. 

Rund 1000 Fälle landen pro Jahr 
auf dem Tisch des AK-Sozialrechts, 
wo Betroffene im Zusammenhang 
mit einer IV-Pension (Arbeiter) oder 
Berufsunfähigkeits pension (BU, An-
gestellte) Rat suchen. In etwas weni-
ger als der Hälfte gibt es Anlass, die 
Sache vor Gericht zu klären. An dieser 
Verteilung dürfte sich nichts ändern, 
rechnet AK-Rechtsexperte Mag. Franz 

Beck, nachdem die gesetzlichen Re-
geln für unter 50-Jährige mit 1. Jän-
ner geändert wurden (siehe Seite 1). 
Erstes Fazit nach einem halben Jahr: 
„Nur die Bescheide sind komplizierter 
geworden.“ 

Die erste Frage, die nach wie vor 
Mediziner gemeinsam mit berufs-
kundlichen Gutachern von Fall zu Fall 
zu klären haben: Ist eine Invalidität 
oder Berufsunfähigkeit „nur“ vorü-
bergehend oder so irreparabel, dass 
eine Rückkehr ins Berufsleben ausge-
schlossen ist. Die zweite Frage ist, ob 
medizinische Maßnahmen Erfolg für 
eine Wiedereingliederung verspricht 

(dann Rehabilitationsgeld) oder eine 
berufliche Umorientierung sinnvoll 
ist (dann Umschulungsgeld). Im einen 
Fall muss die Krankenkasse in Leistung 
treten, im anderen das AMS. Der ent-
sprechende Bescheid ist anfechtbar. 

Immer weniger Berufsschutz 
Immer weniger stellt sich im Zusam-
menhang mit IV- oder BU-Pension 
die Frage des Berufsschutzes, so Beck: 
„Durch die Ausweitung sogenannter 
Verweisungstätigkeiten, also auf Be-
rufe, die als zumutbar angesehen wer-
den, kommt der ursprüngliche Berufs-
schutz immer seltener zum Tragen.“

Was sich für Betroffene unter 50 mit Jahresbeginn geändert hat

Invaliditätspension „neu“

Energiesparen und angepeilte En-
ergieautonomie Vorarlbergs schön 
und gut. Die hehren Ziele dürfen 
allerdings nicht mit einer Verschleie- 
rungstaktik realisiert werden, die 
buchstäblich auf Kosten der Konsu-
menten geht.  

Die laufenden Kosten sind bei einer 
Nahwärmeheizung zum Teil erheblich 
höher als bei anderen Heizsystemen. 
Diese schmerzliche Erfahrung mussten 

die Wohnungskäufer einer 2012 bezo-
genen Wohnanlage in Hard machen, 
nachdem sie die Abrechnung fürs 
vorige Jahr erhielten. Einer der Woh-
nungskäufer erhielt für seine 94,63 
Quadratmeter große Wohnung eine 
Abrechnung für Heizung und Warm-
wasser über 1570,23 Euro. Da seine 
alte, mit Erdwärme beheizte Wohnung 
nur rund zwei Quadratmeter kleiner 
war, konnte er den direkten Vergleich 
anstellen: Er hatte für dieselbe Leistung 
zuletzt (für 2011) nur 436,04 Euro be-
zahlt, also nicht einmal ein Drittel. 

Zudem kamen einige Ungereimt-
heiten ins Spiel. Mehreren Kaufin-
teressenten wurde vom Bauträger 

zugesichert, dass ein im Betrieb sehr 
kostengünstiges Heizsystem – neben 
Sonnenkollektoren zur Warmwas-
seraufbereitung – eingebaut werde. 
Tatsächlich wurden zunächst auch 
Erdwärmepumpen eingeplant und so-
gar baubehördlich bewilligt. Im Zuge 
der Errichtung wurde dann aber auf 
Nahwärme umgestellt, ohne dass die 
bereits in Vorverträgen vereinbarten 
Kaufpreise der Wohnungen dadurch 
günstiger ausgefallen wären. Damit 

nicht genug. AK-Konsumentenschüt-
zerin Dr. Ulrike Stadelmann: „Zwar 
wurde in den Kaufverträgen geregelt, 
dass nunmehr von den Käufern ein 
Wärmeliefervertrag mit einem Bio-
masse-Heizkraftwerk zu übernehmen 
ist, auf die dadurch zu erwartenden 
höheren laufenden Heizkosten wurde 
jedoch angeblich nicht hingewiesen.“ 
Bei einer Wärmepumpe wären diese 
auch bei der Neubauwohnung erheb-
lich niedriger ausgefallen. 

Nicht auskunftsfreudig
Da das Land die Nahwärmeversorgung 
nicht nur forciert, sondern auch mas-
siv fördert, wird die Problematik in 

Zukunft die AK-Konsumentenschüt-
zer noch öfter beschäftigen, befürch-
tet Stadelmann: „Nahwärme klingt 
unglaublich gut, doch die wahren Ko-
sten sind völlig undurchsichtig. Schon 
2012 hat die AK Vorarlberg versucht, 
sich einen Überblick über die Endver-
braucherpreise zu verschaffen. Von 29 
angeschriebenen Biomasse-Nahwär-
mekraftwerken gaben lediglich sieben 
Auskunft. Dasselbe versuchte heuer die 
AK Steiermark, auch sie erhielt unter 
200 Anbietern lediglich von 17 eine 
Preisinformation. Da fragt man sich 
schon, warum.“  

Unkontrollierte Lieferanten
Der Blick ins Kleingedruckte gibt 
eine Ahnung. Die sehr unterschied-
lichen Preisgleitklauseln sind für Laien 
schwer verständlich und kaum nach-
vollziehbar. Die vereinbarten Indizes 
wie der Energiepreisindex sind selbst 
übers Internet nur schwer auffindbar. 
Die AK Vorarlberg fordert daher, dass 
Tarife, Preisanpassungen, aber auch 
Vertragsklauseln staatlich kontrolliert 
werden (siehe Kasten). „Es ist nicht 
einzusehen, dass nur die Gas- und Stro-
menergieversorger der staatlichen Kon-
trolle unterliegen, dass Öllieferanten 
Preise veröffentlichen müssen, die stark 
geförderten Biomasse-Nahwärmeliefe-
ranten aber keine Preise angeben müs-
sen, sondern sich hinter sogenannten 
Vollkosten, die sie nicht offenlegen, 
verschanzen können.“ 

Eine Wohnung mit Nahwärmean-
schluss sollte in der Anschaffung ge-
genüber einer vergleichbaren Woh-
nung mit Erdwärmepumpe bei 
gleicher Lage eigentlich günstiger sein, 
da sich der Bauträger die Kosten der 
Wärmepumpe samt Erdbohrungen 
und Erdsonden erspart. Das Land ver-
gibt sogar einkommensunabhängige 
Einmalzuschüsse. Förderungswürdig 
sind Bauträger, aber auch Wohnungs-
eigentümer. 

Im aktuellen Fall erhielten die 
neuen Wohnungsbesitzer keine An-
schlussförderung. Sie hatten von die-
ser Möglichkeit ebenso keine Ahnung 
wie über die tatsächlichen Folgekosten 
ihres vermeintlich günstigen Nahwär-
me-Heizanschlusses.

Öffentlich gefördert, aber 
trotzdem undurchsichtig teuer 

„Käufer von Neubauwohnungen mit Nahwär-
me-Heizung sollten sich vorher unbedingt den Liefer-

vertrag inklusive Tarifblatt aushändigen lassen.“
AK-Konsumentenschützerin Dr. Ulrike Stadelmann

Forderungen der AK Vorarlberg 

Der aktuelle Fall zeigt einmal 
mehr, wie wichtig Preistransparenz   
im Zusammenhang mit Biomasse- 
Heizkraftwerken ist. Die AK 
Vorarlberg fordert daher,
• dass Biomasse-Nahwärmekraft-
werke die Anschluss-, Mess-, 
Grund- und Arbeitspreise, aber 
auch allfällige sonstige Kosten, die 
gegenüber den Endverbrauchern 
in Rechnung gestellt werden, 
offenlegen und veröffentlichen 
müssen, und 
• dass künftige Preiserhöhungen 
überwacht werden.

WKO-Präsident Leitl 
holt sich Abfuhr
Gesundheitsminister Alois Stöger 
(SPÖ) kann sich keine Zusammen-
legung der Gebietskrankenkassen 
vorstellen. Er sei strikt dafür, dass 
„jedes Bundesland eine Gebietskran-
kenkasse hat“, sagte er zum jüngsten 
Fusionsvorschlag von Christoph 
Leitl, dem Präsidenten der Wirt-
schaftskammer (WKO). Das 
Ländersystem sei ein „sehr gutes“ 
und habe sich bewährt. Es brauche 
die Versorgung in den Regionen, so 
Stögers Argumentation. Er sehe hier 
auch „keine große Kostenersparnis“. 
Der WKO schweben drei Träger für 
Selbstständige, Unselbstständige und 
den öffentlichen Dienst vor.

8800 Mal Bildung 
gefördert
Seit zehn Jahren gibt es in Vorarl-
berg anstelle der früheren Arbeit-
nehmerförderung den Bildungszu-
schuss. Die ausgesprochen positive 
Bilanz: Seit dem Start wurden über 
8800 Bildungszuschüsse mit einem 
Volumen von rund 8,7 Millionen 
Euro bewilligt. „Ziel ist es, mög-
lichst viele Menschen für ständige 
Weiterbildung zu motivieren und 
ihnen den Zugang zu Bildungs-
maßnahmen zu erleichtern. Mit 
dem Bildungszuschuss ist es uns 
gelungen, den Kreis der förderbaren 
Personen wesentlich auszuweiten 
und die Fördersummen zu erhö-
hen“, so Landeshauptmann Markus 
Wallner zufrieden. Das Land ist 
einer der drei Träger, die beiden 
anderen sind Wirtschaftskammer 
und Arbeiterkammer. Die AK Vor-
arlberg ist für die Organisation des 
Bildungszuschusses zuständig und 
nimmt auch die Förderungsanträge 
entgegen. 

Mehr Beschäftigte im 
Vorarlberger Handel 
Im Vorarlberger Handel waren 
2013 23.600 Menschen beschäftigt, 
so die KMU-Forschung Austria,  
und damit um 4,3 Prozent mehr als 
vor fünf Jahren. Rund 60 Prozent 
der Beschäftigten arbeiten im 
Einzelhandel. Bemerkbar macht 
sich der demografische Wandel: Seit  
2008 stieg das durchschnittliche 
Alter der Mitarbeiter um rund ein 
Jahr auf 37,6 Jahre. 

Kurz gemeldet ...
qÖsterreichs Industrieanteil liegt 
mit 18,3 Prozent deutlich über 
dem EU-Schnitt von 15,2 Prozent. 
qEine Gleichstellungs-Studie der 
EU fordert für Österreich fort-
schrittlichere Teilarbeitszeitmodelle 
in „Männer-Branchen“ ein. qDie 
meisten unbezahlten Überstunden 
gibt es laut GPA-djp im Handel.

Wer seine Heizung einem Nahwärmelieferanten überlässt (auch Contracting genannt), kann bei der Jahresabrechnung unliebsame Überraschungen erleben. 

Vorarlberger Bildungszuschuss: 
www.bildungszuschuss.at, Hotline 
050/258-4200

Jessica Lutz, 
Betriebsrätin Hard

„Ohne das
Urlaub  sgeld kämen 
viele nicht über die 
Runden. Auch dann 
nicht, wenn sie gar 
nicht in den Urlaub 
fahren!“

Zeigen auch Sie der Regierung die rote Karte!
Nehmen Sie teil an der großen AK-Unterschriften-
aktion in Ihren VN oder auf www.ak-vorarlberg.at
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Die Gewinner des AK-Ferialjob-Quiz
Wer kennt sich aus, wenn es um den Ferialjob geht? Das wollte die AK 
Vorarlberg wissen und startete das AK-Ferialjob-Quiz. Unter den zahlreichen 
Teilnehmern waren auch Esra Yücel, Gamze Dal und Sarah Forster (Foto). 
Die drei jungen Frauen haben den Hauptpreis gewonnen: Ein VIP Ticket 
für das Szene Openair in Lustenau. Über einen lautstarken Boomball dürfen 
sich freuen: Denise Brecher, Florian Grabher-Meier, Marc Gollner, Seyma 
Demircioglu, Clemens Gensberger, Fabienne Laner und Lukas Büttner. 
Lukas Brunold, Nina Ritsch, Tina Halbeisen, Corinna Heinzle-Schneider 
sowie Jeremias Greber erhalten eine AK-Sporttasche. Die AK-Rucksäcke 
gehen an Kim Wank, Maximilian Wascher, Alexander Werdath, Daniel 
Vetter und Ivo Tomic. Wir gratulieren! Wer sich für die Lösung der Fragen 
interessiert: Auf der Homepage der AK-Lehrlings- und Jugendabteilung 
(www.akbasics.at) findet ihr die richtigen Antworten auf die Quiz-Fragen.

Auf Entdeckungstour in Brüssel: die 
Sieger des „Europa-Quiz – Politische 
Bildung 2014“ erkundeten die Euro-
pa-Hauptstadt.

Rund 1200 Berufsschüler haben sich 
im März der Herausforderung gestellt 
und beim Europa-Quiz teilgenom-
men. Zu beantworten gab es Fragen 

aus verschiedensten Bereichen rund 
um Österreich und Europa.

Die Sieger des Wettbewerbs wur-
den von der AK Vorarlberg auf eine Ex-
kursion nach Brüssel – der Hauptstadt 
Europas – eingeladen. Dort besuchten 
die Berufsschüler wichtige Instituti-
onen wie das Europäische Parlament 
oder die Europäische Kommission.

„Europa-Quiz – Politische Bildung 2014“

Gewinner erkunden Brüssel

Die Gewinner des Europa-Quiz besuchten das EU-Parlament und die EU-Kommission.

Urlaub

Maria ist 17 Jahre 
alt und befindet sich 
in einem Lehrver-
hältnis im Lehr- 
beruf Köchin. 
Weil sie mit ihren 
Freundinnen eine 
Urlaubsreise plant, erkundigt sie 
sich in der Lehrlings- und Jugend- 
abteilung, ob sie den Urlaubs-
zeitpunkt selbst bestimmen kann 
und dies sodann nur dem Lehr-
berechtigten mitzuteilen hat. Zu 
diesem Thema erhält sie folgende 
Auskunft: Grundsätzlich hat Maria 
einen Urlaubsanspruch von fünf 
Wochen pro Jahr. Der Beginn und 
die Dauer des Urlaubs müssen 
zwischen dem Lehrling und dem 
Lehrberechtigten abgesprochen 
werden. Es kann der Urlaub weder 
vom Lehrling allein noch vom 
Lehrberechtigten einseitig festge-
legt werden (Ausnahme: Betrieb-
surlaub). Solange Maria noch nicht 
ihr 18. Lebensjahr vollendet hat, 
besteht für sie zudem der An-
spruch auf Urlaub im Ausmaß von 
zwei Wochen in der Zeit zwischen 
15. Juni und 15. September. Sollte 
Maria während ihres Urlaubes 
länger als drei Tage krank sein, so 
sind diese Tage nicht auf den Ur-
laub anzurechnen. Voraussetzung 
dafür ist allerdings, dass sie den 
Lehrberechtigten gleich über den 
Krankenstand informiert und eine 
ärztliche Bestätigung vorlegt. Des 
Weiteren wird Maria empfohlen, 
den gewünschten Urlaubs- 
zeitpunkt frühzeitig mit ihrem 
Lehrberechtigten zu vereinbaren 
und schriftlich festzuhalten.

Lehrlingstipp

Christine Raggl

Informationen und Beratung: 
www.akbasics.at

Schüler besuchen  
die AK Vorarlberg 
Wieder hatte die AK Feldkirch 
Besuch von vielen Schülern sowie 
deren Lehrern. Der Leiter der Lehr-
lings- und Jugendabteilung, Mag. 
Marcus Mayer, erläuterte ihnen die 
zahlreichen Serviceleistungen sowie 
den Aufbau und die Struktur der 
Arbeiterkammer.

Die Schüler der Berufsschule Jupident 
zu Besuch in der AK in Feldkirch.

Die vierte Klasse der Mittelschule 
Götzis.

Die Schülerinnen der HLW Feldkirch.

Die Jungs von der Landesberufsschule 
Feldkirch.

Zum 8000. Mal wurde in Vorarlberg 
der Finanzführerschein von der ifs 
Schuldenberatung überreicht. Wofür 
er gut ist und warum sich Jugendliche 
verschulden, erzählt Schuldenberate-
rin Mag. Marga Muxel-Moosbrugger 
im Interview.

Frau Muxel-Moosbrugger, vor kurzem 
wurde der 8000. Finanzführerschein 
überreicht. Was bringt der Führer-
schein? 
Mag. Marga Muxel-Moosbrugger: Der 
Finanzführerschein ist als Bestätigung 
beziehungsweise Zertifikat dafür zu ver-
stehen, dass sich der Inhaber über meh-
rere Etappen mit den Themen Geld, 
Finanzplanung, Schulden, Einkommen 
auseinandergesetzt und dabei einige 
relevante Institutionen kennengelernt 
hat. Die Jugendlichen stärken ihre 
Handlungskompetenzen, eigenen sich 
Wissen an und erfahren darüber hinaus, 
welche Anlaufstellen es bei Fragen oder 
Problemen gibt.

Der Finanzführerschein wurde 2006 
eingeführt. Wenn Sie zurückblicken, 
was hat sich in den vergangenen Jahren 
im Bereich der Schuldenberatung 
beziehungsweise –prävention getan? 
Von einem Projekt wurde der Finanz-
führerschein zu einem Programm, das 
nicht mehr wegzudenken ist. Einige 
Schulen haben die Teilnahme fix in ihre 
Jahresplanung aufgenommen. Auch 
über die österreichischen Grenzen hin-
aus erregte der Finanzführerschein Auf-
merksamkeit und wurde sowohl von 
„Kinder in die Mitte“ als auch von der 
„SozialMarie“ ausgezeichnet. Durch die 
vielen Veranstaltungen rücken der Fi-
nanzführerschein und damit der ganze 
dazugehörige Themenkreis verstärkt  
in den Blick, was als erfreulich und 
dringend notwendig bezeichnet  
werden kann. 
 
Inwiefern hat der Finanzführerschein 
einen Einfluss auf die Statistik? Sind 
die gemeldeten Fälle seit 2006 weniger 
geworden?
Erfreulich ist, dass die Zahlen der un-
ter 25-Jährigen im Verhältnis zur Zahl 

der Gesamtklienten in den letzten Jah-
ren leicht gesunken ist. Wir bekommen 
viele Rückmeldungen von Jugend-
lichen, dass sich das Bewusstsein für den 
Umgang mit Geld durch den Finanz-
führerschein geschärft hat. Manchmal 
ist ein Workshop aber auch ein Auslö-
ser für einen Termin bei der ifs Schul-
denberatung, weil einem Betroffenen 
klar geworden ist, dass er professionelle 
Hilfe braucht. Und wenn später einmal 
jemand durch einen Schicksalsschlag in 
eine Schuldenproblematik gerät, dann 
hat er durch den Finanzführerschein 
Institutionen kennengelernt, die ihm 
helfen können.

Was sind die häufigsten Schuldenfal-
len?
Eine Studie aus Oberösterreich zeigt auf, 
dass Jugendliche hauptsächlich Geld für 
Kleidung und Accessoires, Ausgehen, 
Verpflegung und Körperpflege sowie 
Kosmetik ausgeben. Das Handy ran-
giert an fünfter Stelle. Gleichzeitig zeigt 
sich bei den Heranwachsenden die Ten-
denz, bei Zahlungsschwierigkeiten das 

Einkommen durch ausgeliehenes Geld 
oder zusätzliche Jobs aufzubessern. Ein 
Einschränken des Konsums wird nur 
von einem guten Drittel in Betracht 
gezogen – selbst wenn es sich bereits 

um bestehende Schulden handelt. So-
mit kann allgemein der Konsum als 
hauptsächliche Schuldenfalle angesehen 
werden, der im individuellen Fall ver-
schiedene Färbungen annehmen kann. 
Die Weisheit, die Ausgaben richten sich 
nach den Einnahmen, scheint keine 
große Bedeutung zu besitzen.

Immer wieder hört man, dass sich die 
Jugendlichen mehr und öfter verschul-
den sollen. Wie ist die Lage? Haben 
Jugendliche wirklich mehr Schulden 
als früher?

Es gibt keine uns bekannte Studie, die 
diese Daten erhebt. Allerdings erhalten 
Kinder und Jugendliche mehr Taschen-
geld als früher und auch die Handy-
kosten werden mehrheitlich von den 
Eltern getragen. Diese beiden Punkte 
führen zu dem Schluss, dass den Heran-
wachsenden eine bedeutende Menge an 
Geldmitteln zur Verfügung steht, die sie 
auch nutzen. Eine zunehmend materi-
elle Ausrichtung erklärt die Bedeutung 
des Konsums und scheint bei Bedarf 
ein akzeptabler Grund für Schulden zu 
sein.

Was kann ich tun, wenn ich bereits 
in der Schuldenfalle sitze oder merke, 
dass ich ein Problem habe? 
Die ersten Schritte sind bereits die Ein-
sicht und die Bereitschaft, etwas ändern 
zu wollen. Eine Auflistung der Einnah-
men, Ausgaben und Schulden bringt 
anschließend einen Überblick und hilft 
dabei, die weitere Vorgehensweise zu 
planen. Die Einnahmen können wo-
möglich erhöht werden, Sparmaßnah-
men werden ergriffen. Wenn klar ist, 
wie viel Geld zur Verfügung steht und 
welche Schulden fällig sind, kann direkt 
mit den Gläubigern ein gemeinsamer 
Weg besprochen werden. Wer es allei-
ne nicht schafft, die Gesamtsituation zu 

erfassen, nicht weiß, wie es weitergehen 
soll, oder bemerkt, dass nichts mehr 
geht, kann und soll die Hilfe von Profis 
in Anspruch nehmen. Die ifs Schulden-
beratung arbeitet kostenlos und pro-
fessionell. Eine erste Einschätzung zur 
eigenen Situation bringt bereits der Be-
such des Sprechtages. In Feldkirch und 
Bregenz jeden Donnerstag von 9 bis 15 
Uhr und in Bludenz von 9 bis 11 Uhr.

„Der Finanzführerschein ist 
nicht mehr wegzudenken“

Mag. Marga Muxel-Moosbrugger: „Zahl der unter 25-Jährigen ist leicht gesunken“

Am 27. Mai überreichte Landesrätin Dr. Greti Schmid den 8000. Finanzführerschein.

ifs Schuldenberatung: 
Telefon 05/1755-580 oder  
ifs.schuldenberatung@ifs.at

„Ein Einschränken des Konsums wird nur von einem 
guten Drittel in Betracht gezogen – selbst wenn es 

sich bereits um bestehende Schulden handelt.“
Marga Muxel-Moosbrugger, ifs Schuldenberatung

Argumente und 
Widersprüche

Je nach Unterneh-
mensform liegt 
der Frauenanteil 
in Vorständen und 
Aufsichtsräten in 
Österreich zwischen 
3 und 13 Prozent. 
Betriebliche Spitzenpositionen 
erreichen je nach Definition und 
Eigen- beziehungsweise Fremdein-
schätzung  zwischen 5 und 15 
Prozent. Das ist beschämend 
niedrig im internationalen und 
im europäischen Bereich und vor 
allem auch deshalb unverständ-
lich, weil Frauen im Hinblick auf 
Ausbildung stark aufgeholt und 
die Männer teilweise überholt 
haben. Gebetsmühlenartig wird 
von vielen Frauenorganisationen 
ins Treffen geführt, dass es in 
Österreich (von Ausnahmen abge-
sehen) keine Frauenquoten gibt, 
mit deren Hilfe man zum Beispiel 
in den nordeuropäischen Staaten 
nahe an den Gleichstand zwischen 
männlichen und weiblichen Füh-
rungskräften gefunden hat. Was 
man aber nicht immer dazu sagt: 
Die flächendeckende Versorgung 
mit familienergänzenden Maß-
nahmen macht es den Frauen 
natürlich leichter, dem Ruf auf 
den Chefsessel zu folgen. Ebenfalls 
gebetsmühlenartig argumentieren 
Männer (Politiker, Interessenver-
treter, Wirtschaftsbosse), Frauen 
seien in Österreich einfach falsch 
ausgebildet. Vom Lehrberuf bis 
zum Studium suchten sie die „wei-
chen“ Qualifikationen, die in
„typische Frauenberufe“ bezieh- 
ungsweise Frauensparten münden. 
Was man hier nicht dazu sagt: 
Auch und gerade in diesen stoßen 
Frauen an die „gläserne Decke“ – 
im Handel etwa finden wir nicht 
einmal drei Prozent Frauen in 
echten Spitzenpositionen! Offen-
sichtlich werden Frauen also nicht 
ausreichend ermutigt und/oder zu 
wenig gefördert. Bis sie schließlich 
resignieren. Und dann heißt es, 
dass sie zu wenig ehrgeizig sind …

Weiberkram

Univ.-Prof. Dr. 
Irene Dyk-Ploss

E-Mail: 
irene.dyk@jku.at

Steigt die Quecksilbersäule und muss 
man sich in geschlossenen Räumen 
aufhalten, kreisen die Gedanken als-
bald um eine Klimaanlage. Um sie, 
aber auch um Alternativen geht es in 
dieser Folge unserer Serie übers Ener-
giesparen zu Hause.

Die Experten der Arbeitsgruppe 
„Strom -17%“ geben den Lesern der 
AKtion in dieser Serie konkrete Tipps, 
wie sie in ihrem Haushalt ohne Kom-
fortverlust bares Geld bei den Energie-
kosten sparen können. Prof. (FH) Dr. 
Jörg Petrasch, Leiter des Forschungs-

bereichs Energie an der 
Fachhochschule Vorarl-
berg, setzt sich als  Au-
tor des heutigen Tipps 
mit der Frage auseinan-
der, was mit Blick auf 
die Energiekosten am 

sinnvollsten ist, trotz Sommerhitze 
kühlen Kopf zu bewahren. 

Die AK Vorarlberg unterstützt die 
Initiative „Strom -17%“. Sie hat sich 
das Ziel gesetzt, bis zum Jahr 2020 den 
Stromverbrauch der Haushalte um 17 
Prozent zu reduzieren.

Im Sommer zu Hause 
kühlen Kopf bewahren

Die AK informiert und hilft: AKtion-Serie übers Energiesparen zu Hause

„Ziemliche Stromfresser“
Während aktive Klimaanlagen in den Ländern des Südens schon seit vielen 
Jahren zur normalen Gebäudeausstattung gehören, erleben sie bei uns zur 
Zeit einen wahren Boom. Das ist verständlich, erhöhen Sie doch den Komfort 
in den heißen Sommermonaten beträchtlich. Leider sind Klimaanlagen mit 
einer typischen Leistungsaufnahme von 1000 Watt ziemliche Stromfresser. 
Hier geben wir Tipps, wie Sie bei der Raumkühlung Energie und Geld sparen 
können.

Oberstes Ziel ist es, den Kühlbedarf so gering wie möglich zu halten. Verhin-
dern Sie das Aufheizen von Räumen, indem Sie an heißen Tagen möglichst 
wenig direktes Sonnenlicht in Ihre Räume lassen. Besonders effektiv sind 
dabei Fensterläden und Rollläden, die außerhalb der Fenster liegen, Vorhänge 
auf der Innenseite haben eine etwas schlechtere Abschirmungswirkung. Auch 
kräftiges Lüften während der Nacht- und Morgenstunden ist sinnvoll, da in 
unseren Breiten die Außentemperatur in den meisten Sommernächten unter 
20 Grad Celsius fällt. Außerdem hilft eine gute Gebäudeisolation: Die meisten 
Maßnahmen, die Heizkosten sparen helfen, reduzieren auch den Kühlbedarf. 
So schlägt man zwei Fliegen mit einer Klappe.

Falls es mit diesen einfachen Maßnahmen nicht möglich ist, den Kühlbedarf 
soweit zu reduzieren, dass auf eine Klimatisierung verzichtet werden kann, 
sollten Sie den Einsatz von Ventilatoren in Betracht ziehen. Ventilatoren ver-
brauchen nur sehr wenig Strom, sie bewegen die Luft und verbessern dadurch 
die Wärmeabgabe vom menschlichen Körper an die Umgebung. Außerdem 
verhindern sie die Bildung von „Wärmenestern“, das heißt, warme Luft kann 
sich nicht in bestimmten Bereichen (zum Beispiel unter der Decke) festsetzen.

Faktor Luftfeuchtigkeit
Wenn auch der Einsatz von Ventilatoren nicht ausreicht, sollte die Luftfeuch-
tigkeit überprüft werden. Ist sie zu hoch (über 70 Prozent), ist es dem Körper 
nicht möglich durch Schwitzen effektiv Wärme an die Umgebung abzugeben. 
Oft genügt es, eine Klimaanlage im Luftentfeuchtungsmodus einzusetzen, dies 
spart im Vergleich zur aktiven Kühlung sehr viel Energie. Wenn dagegen die 
Luftfeuchtigkeit sehr gering ist (unter 30 Prozent), kann man durch Verduns- 
tungskälte eine beträchtliche Kühlleistung erreichen: Hängen Sie einfach 
ein nasses Handtuch über einen Heizkörper oder auf einen Wäscheständer. 
Es können aber auch Luftbefeuchter eingesetzt werden. Dabei ist darauf zu 
achten, dass Verdunster- oder Zerstäubertypen eingesetzt werden – Verdamp-
fertypen sind für die Kühlung ungeeignet.

Wenn die bisherigen Maßnahmen keine ausreichende Kühlung verschafft 
haben, kann man eine aktive Klimaanlage in Betracht ziehen. Grundsätzlich 
unterscheidet man zwischen zentralen und dezentralen Klimaanlagen. Zentra-
le Klimaanlagen müssen meist schon bei der Gebäudeplanung berücksichtigt 
werden. Sie haben zentrale Zuluft- und Abluft-Geräte. Zentrale Klimaanlagen 
sind energieeffizienter und leiser als dezentrale Klimaanlagen. Diese sind 
für den nachträglichen Einbau vorgesehen. Man unterscheidet zwischen 
einteiligen Kompaktgeräten für den Einbau in Fensteröffnungen und Splitge-
räten, die aus einer Außeneinheit und einer Inneneinheit bestehen. In beiden 
Fällen soll darauf geachtet werden, dass der Außenteil der Anlage vor direkter 
Sonneneinstrahlung geschützt in einem möglichst kühlen Bereich montiert 
wird. Beim Einsatz von Klimaanlagen soll gelten: Weniger ist mehr. Schalten 
Sie die Klimaanlage nur ein, wenn Personen in den klimatisierten Räumen 
sind oder verwenden Sie die Timerfunktion. Zusätzlich ist der Einsatz von 
Ventilatoren in Kombination mit Klimageräten meist sinnvoll, 
so wird die kühle Luft gleichmäßig verteilt.

Fazit: Klimaanlagen lassen sich oft vermeiden
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass sich der Einsatz aktiver Klimageräte 
in unseren Breiten durch einfache Maßnahmen wie Abschalten, nächtliches 
Lüften und die Verwendung von Ventilatoren vermeiden lässt. Falls aktive 
Klimageräte unvermeidlich sind, sollten diese zeitlich begrenzt und in Kombi-
nation mit Ventilatoren eingesetzt werden.

www.salvus.at

„salvus“ – das Gesundheits-
Gütesiegel für Klein- und 
Großbetriebe

Vorsprung
durch
Gesundheit

Prof. (FH) 
Jörg Petrasch

  

Ventilatoren sind vielfach eine gute Alternative zu einer Klimaanlage.

Wie Sie bei der Raumkühlung Energie und damit Geld sparen

Endlich 18! Teenager fiebern diesem 
„magischen“ Geburtstag entgegen. 
Eine Nebenwirkung der Volljährigkeit 
ist im Normalfall, dass die kostenlose 
Krankenversicherung durch die Eltern 
endet. Die e-Card gilt nicht mehr.

Der Gesetzgeber nimmt es da ganz 
genau: Der Krankenversicherungs-
schutz des Kindes gilt nur bis zum 
Tag vor dem 18. Geburtstag. Immer 
wieder erleben junge Erwachsene 
beim Arztbesuch nach diesem Datum 
eine unliebsame Überraschung, be-
richtet Manfred Brunner, Obmann 
der Vorarl ber ger Gebietskrankenkasse 
(VGKK). Freilich gibt es eine Lösung.

Verlängerung möglich
„Besucht das Kind weiterhin eine 
Schule oder absolviert ein Studium, 
ist es nämlich möglich, die kostenlose 
Mitversicherung zu verlängern“, erklärt 
Brunner. Dazu benötigt die VGKK 
eine Bestätigung des Finanzamts, dass 
aufgrund der Schul- oder Studienaus-
bildung weiterhin Familienbeihilfe be-
zogen wird. Liegt noch kein Bescheid 

über eine weitere Gewährung der Fa-
milienbeihilfe vor beziehungsweise 
sollte diese nicht mehr gewährt werden, 
genügt der Krankenkasse eine Schulbe-
suchsbestätigung oder Studienbestäti-
gung. Ab dem zweiten Studienjahr ist 
zusätzlich ein Studienerfolgsnachweis 
notwendig. Diese kostenlose Mitversi-
cherung ist allerdings längstens bis zur 
Vollendung des 27. Lebensjahres mög-
lich. Brunner: „Danach steht eine mit 
Beitragszahlung verbundene Selbstver-
sicherung bei der VGKK offen.“

Bei abgeschlossenem Schulbesuch 
beziehungsweise Studium ist grund-
sätzlich eine Weiterversicherung wegen 
Erwerbslosigkeit für 24 Monate mög-
lich, sofern kein Anspruch auf Un-
terstützung durch das AMS vorliegt. 
Kinder können nach dem 18. Lebens-
jahr außerdem kostenlos mitversichert 
bleiben, wenn aufgrund einer Behin-
derung Erwerbsunfähigkeit besteht.  

Vorsicht! Mit Volljährigkeit endet im Regelfall die kostenlose Mitversicherung bei der Krankenkasse

Auch beim Kranksein 
plötzlich erwachsen …

Mit dem 18. Geburtstag des Kindes ändern sich Bedingungen der Krankenversicherung.

VGKK in Dornbirn sowie den  
Servicestellen in Bludenz, Bregenz, 
Egg, Feldkirch, Riezlern und  
Schruns; Telefon 050/8455-0

Österreich bei offenen 
Stellen auf Platz 6
Im EU-Vergleich steht Österreich 
bei der Quote der offenen Stellen 
gut da. Rund 1,7 Prozent der Ar- 
beitsplätze sind laut Zahlen von 
Eurostat noch zu vergeben. Öster-
reich liegt damit unter den EU-28 
an sechster Stelle. Im Schnitt liegt 
die Quote der offenen Stellen an 
der Gesamtzahl der Arbeitsplätze 
in der EU bei 1,6 Prozent.
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Steuerlast: Arbeitnehmer zeigen der Regierung die rote Karte – AK Vorarlberg und AK Tirol starteten gemeinsame Unterschriftenaktion für „Lohnsteuer senken – JETZT!“

Für Entlastung 
unterschreiben! 

„Ohne Druck wird 
sich nichts ändern“
Die Unterschriftenaktion ist erfolgreich an-
gelaufen: Tausende Arbeitnehmer fordern 
endlich Konsequenzen aus der steigenden 
Steuerbelastung. „Jammern beeindruckt die 
Bundesregierung nicht. Wir müssen den 
Druck erhöhen“, sagt AK-Präsident Hubert 
Hämmerle im Interview.

Die Arbeiterkammern von Tirol und Vorarl-
berg gehen voran: Ihre Präsidenten Erwin Zan-
gerl und Hubert Hämmerle haben zum Wider-
stand gegen die ungerechte Lastenverteilung 
aufgerufen – „Lohnsteuer senken – JETZT!“ 

lautet die unmissverständliche Forderung. Mit 
Ihrer Unterschrift setzen Sie sich für eine Kor-
rektur des Steuersystems ein.

Sie haben mit Ihrer Forderung nach einer 
Steuerentlastung eine Lawine losgetreten.      
AK-Präsident Hubert Hämmerle: Wir sind 
auf dem richtigen Weg. Inzwischen gibt es aus 
allen Parteien Stimmen, die eine Steuerreform 
schon für 2015 fordern. 

Zufrieden?
Hämmerle: Nein. Zufrieden bin ich erst, wenn 

die Steuerreform beschlossene Sache ist. Umso 
wichtiger ist, dass die Arbeitnehmer jetzt mit 
ihrer Unterschrift ein klares Signal setzen. Wer 
unterschreibt, tut das nicht für den Hubert 
Hämmerle oder die AK, er tut das für sich.
Damit ihm netto vom Brutto mehr bleibt. 
Über die Untätigkeit und die Ausreden der 
Reformverweigerer zu resignieren, bringt kei-
nen weiter. Die Leute werden schon zu lange 
vertröstet. Einmal ist es die Krise, für die die 
Arbeitnehmer am allerwenigsten können, ein 
andermal muss eine Bank gerettet werden … 
Dabei erklären bald jede Woche heimische und 
internationale Experten unserer Regierung, wie 
ungerecht die Steuerlast verteilt ist und dass 
sich das ändern muss. Wir sind an einem Punkt 
angelangt, wo nur noch der Druck von unten 
die Regierung zur Einsicht bringt.  

Deshalb die rote Karte.  
Genau. Eine Regierung, der die Belastung der 
Menschen wurscht ist, hat bei den Bürgern aus-
gespielt. Das sollen Spindelegger und Faymann 
durch diese Aktion merken: Nicht die Kammer 
oder eine andere Institution hat ein Problem, 
sondern die Leute haben ein Problem. Deshalb 
jetzt für eine Lohnsteuersenkung unterschrei-
ben! Für sich selbst. Und am besten, die Unter-
schriftenliste im Freundes- und Kollegenkreis 
weitergeben. 

Die Unterstützungsfront wird immer breiter. 
In Kürze beginnt auch der ÖGB mit einer 
Unterschriftenaktion. 
ÖGB-Präsident Erich Foglar hat mich an-
gerufen, dass er unsere Aktion in Tirol und 
Vorarlberg voll unterstützt. Der ÖGB mo-
bilisiert seine Funktionäre und Mitarbeiter, 
damit möglichst viele unterschreiben. In den 
übrigen Bundesländern startet er eine eigene 
Unterschriftenkampagne mit demselben Ziel. 
So wird es zur österreichweiten Aktion. Es hat  
natürlich auch auf Landesebene Gespräche mit 
der Gewerkschaft gegeben. Norbert Loacker 

steht sowohl als Vorarlberger ÖGB-Chef und 
Betriebsratsvorsitzender bei Grass voll hinter 
der AK-Unterschriftenaktion. In der Arbeit-
nehmerpolitik ist die steuerliche Entlastung 
der Beschäftigten für jeden das wichtigste The-
ma. Es muss endlich etwas vorwärtsgehen. Die 
Leute haben es satt, von der Regierung noch 
länger hingehalten zu werden.

Es gibt jede Menge Vorschläge und Modell-
rechnungen für eine Steuerreform. 
Was ist Ihr zentraler Ansatzpunkt?  
Um als Erstes nur ein Stichwort zu nennen: 
kalte Progression. Hier holt sich der Finanzmi-
nister jedes Jahr zusätzlich rund eine halbe Mil-
liarde Euro von den Beschäftigten, ohne einen 
Finger rühren zu müssen. Den Nachteil dieses 
leistungsfeindlichen Systems hat inzwischen 
jeder begriffen und er gehört durch eine Index-
klausel abgeschafft. Zweitens und drittens: den 
Eingangssteuersatz von derzeit über 36 Prozent 
massiv senken und die Kurve der Steuersätze 
verflachen. 

Wer soll von einer Lohnsteuerreform 
besonders profitieren? 
Unser Ziel kann nur sein, dass alle arbeitenden 
Menschen entlastet werden. Die Belastung des 
Faktors Arbeit ist – und da verweise ich noch-
mals auf die Aussagen vieler Experten – in 
Österreich auch im internationalen Vergleich 
einfach zu hoch. Natürlich braucht es beson-
deres Augenmerk auf die Kleinverdiener, die 
Mehrwertsteuer und andere Verbrauchssteu-
ern verhältnismäßig stärker treffen als andere. 
Das ungerechte österreichische Steuersystem ist 
aber längst auch für den Mittelbau zum immer 
größeren Problem geworden. Selbst Familien, 
wo beide relativ gut verdienen, bleibt jedes Jahr 
weniger für Wohnen, Leben und Kinder. Von 
Ansparen gar nicht zu reden. In einem Satz: 
Die arbeitende Bevölkerung darf nicht länger 
die Melkkuh für das Finanzdesaster der letzten 
Jahre sein. 

Bis zur überfälligen Lohnsteuerre-
form ist das Gebot der Stunde: dem 
Finanzminister keinen Cent zu schen-
ken, der vermeidbar ist.

Der Staat zieht die Steuerschraube für 
die Arbeitnehmer immer stärker an, 
während für andere Gruppen Ausnah-
men gelten und für milliardenschwere 
Bankenpleiten Geld locker gemacht 
wird. Die Folgen treffen nicht nur 
Kleinverdiener, sondern zunehmend 
auch den sogenannten Mittelstand. Bis 
eine spürbare Steuerentlastung erkämpft 
ist, können sich die Lohnsteuerpflichti-
gen in vielen Fällen da und dort einen 
Teil ihrer abgelieferten Steuern durch 
die Arbeitnehmerveranlagung vom 
Finanzamt zurückholen oder durch 

Pauschalen oder 
Freibeträge bereits 
im Vorhinein bei 
der Steuerbemes-
sung geltend ma-
chen. Der kosten-
lose AK-Leitfaden 
„Steuer sparen“, 
(auch ganz einfach 
online zum Her-
unterladen von der 
AK-Webseite) zeigt die verschiedenen 
individuellen Möglichkeiten auf. Die 
Fachreferenten vom AK-Steuerrecht er-
klären bei konkreten Fragen, wie’s geht. 

Hämmerle: „Jede Unterschrift zählt! Die Regierung 
muss begreifen, dass die Leute ein Problem haben.“

Zur Erinnerung: So 
wenig bleibt netto

Brutto                     Sozial-             Lohn-  
   versicherung steuer Netto

1000 Euro -150,70  0,00 849,30 Euro

1500 Euro -256,05 -84,87 1159,08 Euro

2000 Euro -361,40 -228,92 1409,68 Euro

2500 Euro -451,75 -378,44 1669,81 Euro

3000 Euro -542,10 -552,04 1905,86 Euro

3500 Euro -632,45 -729,06 2138,49 Euro

4000 Euro -722,80 -906,09 2371,11 Euro

4500 Euro -813,15 -1083,12 2603,73 Euro

5000 Euro -818,57 -1296,85 2884,58 Euro

Bruttolöhne minus der normalen Abzüge

Steuern: So holen Sie 
das Optimum heraus

Wir haben es satt! Arbeitnehmer und ihre Familien zeigen der Bundesregierung die rote Karte für die verfehlte und ungerechte Steuerpolitik in Österreich.

Hier berechnen Sie online Ihre aktuelle Belastung durch die Lohnsteuer: 
bruttonetto.arbeiterkammer.at

AK-Steuerrecht: 050/258-3105; 
Broschüren: Tel. 050/ 258-8000, 
bestellen@ak-vorarlberg.at

Kostenlos: AK- 
Steuer-Leitfaden

Zum Mitreden: Warum die Lohnsteuersenkung überfällig ist

Die durch die Steuerreform 2009 erzielte
(von 49 auf 47,9 Prozent) war durch die kalte Progression bereits 2013 
wieder zunichte gemacht (49,1 Prozent Gesamtbelastung). 

Eine Auswertung der Statistik Austria zeigt, dass die 20- bis 29-Jährigen  

zwischen 2001 und 2012 zehn Prozentpunkte an 

hatten (unter anderem wegen Trend zu atypischen Arbeitsverhältnissen), während die 

40- bis 59-Jährigen ihr Einkommensniveau beinahe halten konnten. 

Entlarvend. Beim Lohnsteuer­
aufkommen sieht der Finanzrahmenplan der 
Bundesregierung bis zum Jahr 2018 eine 
weitere Erhöhung um 30 Prozent vor.

Entlastung Ein Viertel der Österreicher fürchtet, dass 
das Urlaubsgeld in den nächsten fünf bis 
zehn Jahren gestrichen werden könnte. 
Das geht aus einer aktuellen IFES-Um-
frage im Auftrag der Gewerkschaft der 
Privatangestellten–Druck-Journalismus- 
Papier (GPA-djp) hervor. 36 Prozent 
brauchen demnach die

Sonderzahlungen 
für tägliche Ausgaben. Die Umfrage 
wurde bereits zum zweiten Mal nach 
2008 durchgeführt. Damals waren es 
noch 32 Prozent. Arbeiterkammer-Exper-
tin Silvia Angelo: „Die finanziellen Spiel-
räume haben sich seit 2008 eingeengt. 
2013 sind sowohl der private Konsum 
als auch die Sparquote gesunken.“

In Deutschland greift der Spitzensteuersatz von 47,48 Prozent erst ab 250.730 Euro 
Jahreseinkommen. In Österreich kassiert der Finanzminister bereits ab 60.000 Euro die Hälfte. Beim Steuermodell der AK Vorarlberg 
würde der Spitzensteuersatz erst ab 84.000 Euro greifen und jährlich der Inflation angepasst werden. 

Österreich hat die dritthöchsten 
Steuern auf Arbeit in der Europäischen 
Union. Durchschnittlich gehen 41,5 Cent jedes 
verdienten Euro an den Fiskus. Das erklärt auch 
den hohen Anteil an Steuern aus Arbeit am 
gesamten Aufkommen (rechts). Nur in Belgien 
und Italien liegt der Wert mit knapp 43 Cent 
pro Euro noch höher als in Österreich. 

Reallohneinbußen

Die ungleiche 
Vermögensverteilung
in Österreich

Das reichste 1 % 
besitzt 37,0 % 
des Vermögens

Die reichsten 
6–20 % besitzen 
23,5 % des  
Vermögens

Die reichsten 
2–5 % besitzen 
20,8 % des  
Vermögens

Die reichsten 
21–50 %  

besitzen 16,5 % 
des Vermögens

Die ärmsten 50 % besitzen 
2,2 % des Vermögens

„Wenn die Wirtschaft, eh nur zag­
haft, wieder etwas besser läuft, 
wird ein Gutteil der Einkommens­
zuwächse wieder weggefressen: 
Die ,kalte Progression‘ bei der 
Einkommenssteuer trifft gerade 
die leistungsbereiten Arbeitneh­
mer. Wer mehr leistet, muss 
überproportional zum Gemein-
wohl beitragen. Da mag sich 
mancher fragen, was das wohl 
für ein Gemeinwohl ist, das ihn 
bestraft.“ 

Conrad Seidl, „Standard“-Innenpolitik- 
Redakteur, in einem Kommentar

Steuerstruktur in Prozent der Steuereinnahmen
Kapital

Arbeit

Konsum

                20,8    EU-Durchschnitt

  15,2    Österreich

     28,5    EU-Durchschnitt

  27,6    Österreich

                                 51,0 im EU-Durchschnitt      

 57,4 in Österreich

Unterstützen Sie die Unterschriften-Aktion der AK Tirol und AK Vorarlberg. 
Weitere Unterschriftenlisten einfach bei uns anfordern oder unter  
www.ak-tirol.com ausdrucken. 

Mit Ihrer Unterschrift stimmen Sie:
q	FÜR die Absenkung des Einstiegs-Lohnsteuersatzes auf 20 Prozent
q	FÜR den sanfteren Anstieg der Grenzsteuersätze
q	FÜR den Spitzensteuersatz erst ab 84.000 Euro Jahreseinkommen
q	FÜR die Abschaffung der kalten Progression (jährliche Anpassung der Steuersätze)
q	FÜR die Beibehaltung des steuerbegünstigten Urlaubs- und Weihnachtsgeldes

Wir haben es satt!
Zeigen wir der Regierung die rote Karte

NAME ADRESSE UNTERSCHRIFT

Ausgefüllte Liste einscannen und an presse@ak-vorarlberg.com mailen oder in einem Kuvert an AK Vorarlberg, Widnau 2–4, 6800 Feldkirch senden.

Stichwort: „Lohnsteuer senken – JETZT!“ Als Freimachungsvermerk: Porto beim Empfänger einheben.

Jedes Jahr zieht der Finanzminister den arbeitenden Men-
schen mehr Geld aus dem Sack. Wehren Sie sich mit Ihrer 
Unterschrift! Zeigen Sie die rote Karte!

Die Ungerechtigkeit in unserem 
Steuersystem wird von Tag zu Tag 
drückender. Die kalte Progression 
frisst bis zur Hälfte der Lohnerhö-
hung auf und die Schieflage zwischen 
der Besteuerung von Einkommen aus 
Arbeit und Kapital ist in 
kaum einem anderen euro-
päischen Land so krass wie 
bei uns. „Viel leistungs-
feindlicher kann die 
Regierung mit den Be-
schäftigten nicht mehr 
umgehen“, erklären die 
AK-Präsidenten von 
Vorarlberg und Ti-
rol, die durch eine 
gemeinsame Unter-
schriftenaktion dazu 
auffordern, gegen 
dieses System anzu-
kämpfen. Unterschrei-
ben Sie links und schi-
cken Sie Ihren Protest 
an die AK Vorarlberg 
(Porto zahlt Empfänger). 
Unterschriftenlisten liegen 
ebenfalls bei der AK Vorarlberg 
und bei Betriebsräten auf und 
können auch von der AK-Web-
seite heruntergeladen werden. 



T-Mobile: 5000 Euro 
Strafe ist zu mild
Trotz Urteil des Obersten Gerichts-
hofs versuchte T-Mobile erneut sei-
nen Kunden via SMS eine Service-
pauschale aufs Auge zu drücken. 
Jene Konsumenten, die den ange-
botenen Internetschutz nicht nut-
zen wollten, mussten diesen extra 
wieder abbestellen oder nach einer 
„Probezeit“ 1,90 Euro monatlich 
bezahlen. Aufgrund eines „internen 
Organisationsmangels“ sei es zur 
Aussendung des Angebots gekom-
men, so heißt es von T-Mobile. Die 
betreffende Abteilung habe nichts 
vom Exekutionstitel gewusst. Das 
Bezirksgericht Innere Stadt Wien 
verhängte nun eine Beugestrafe von 
5000 Euro. „Unserer Ansicht nach 
ist diese Geldstrafe bei weitem zu 
gering angesichts der – laut eigenen 
Angaben des Mobilfunkanbieters – 
rund 4,1 Millionen Kunden“, kriti-
siert AK-Konsumentenberater Mag. 
Paul Rusching den Gerichtsent-
scheid. Der VKI wird daher Rekurs 
gegen die Strafhöhe erheben.

Mobilfunkpreise  
sinken wieder
Ab 1. Juli sinken die Auslandstarife 
für mobiles Telefonieren wieder. 
Für Telefonate von einem EU-
Land ins andere dürfen nur mehr 
19 Cent anfallen. Ankommende 
Gespräche kosten nur noch 6 
Cent. Auch die Kosten für Mobile 
Daten sinken: 1 Megabyte kostet 
nun 20 Cent. Aber Vorsicht: Diese 
Regelung der EU-Kommission gilt 
nur in den EU-Mitgliedsstaaten! 
Wer seine Ferien außerhalb Europas 
verbringt oder sich im Schweizer 
Netz befindet, muss mit höheren 
Tarifen rechnen. 

Vorsicht: Falsche 
AK-Mitarbeiter
Vermehrt melden sich aufmerk-
same Konsumenten bei der 
Arbeiterkammer. Telefonbetrüger 
geben sich als AK-Mitarbeiter aus 
und setzen die Betroffenen unter 
Druck. Angeblich seien für die 
Teilnahme an einem Lotteriespiel 
fast 1900 Euro offen. Mit einer 
Ausgleichszahlung von 600 Euro 
könne die Sache bereinigt werden. 
Der (echte) Konsumentenberater 
Mag. Paul Rusching warnt: „Die 
AK ruft sicher nie Konsumenten 
wegen Geldeinforderungen an! 
Hier handelt es sich eindeutig um 
einen Betrugsversuch. Überweisen 
Sie keinesfalls Geld. Am besten 
legen Sie auf, wenn Sie von solchen 
Anrufen betroffen sind.“
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Actionkameras im VKI-Test: 
Man muss Abstriche machen 

Gutes Bild, aber schlechter Ton

Oft werden Konsumenten mit miss-
verständlichen Aussagen auf Verpa-
ckungen in die Irre geführt. So auch 
eine Vorarlbergerin, die erst zu Hause 
bemerkte, dass die Putensalami des 
Steirer Wurstproduzenten Loidl auch 
Schweinespeck enthält.

Die Firma Loidl führt zweierlei Puten-
salami im Sortiment. Doch nur eine 
besteht aus reinem Putenfleisch. Die 
andere enthält auch Schweinespeck. 
Auf der Verpackung ist dies für den 
Konsumenten jedoch nicht gleich er-
sichtlich. Erst beim Durchlesen der 
kleingedruckten Zutatenliste erfährt 
er, was wirklich drin ist. „Ich finde das 

sehr unfair unseren muslimischen Mit-
bürgern gegenüber“, beschwerte sich 
eine Konsumentin bei der AK über die 
„falsche“ Putensalami. 

Speck wird künftig angegeben
Wie immer haben wir den Hersteller 
um eine Stellungnahme gebeten:

„Wie alle Produkte aus unserem 
Haus wird auch die Putensalami 
streng nach den Vorgaben des öster-
reichischen Lebensmittelcodex her-
gestellt. ... Unter Kapitel B.4.5.1.2 
Rohwürste ohne Belag 1b ist die Pu-
tensalami festgelegt und muss, um 
so bezeichnet werden zu dürfen, aus 
folgenden Teilen bestehen: 70 Teile 
Putenfleisch. 30 Teile Speck I. Bei 
unserer Putensalami handelt es sich 
um eine Delikatesse, die seit über 
zehn Jahren in St. Stefan im Rosental 
entsprechend den Vorgaben herge-
stellt wird. Auf der Packungsrückseite 
werden alle Inhaltsstoffe korrekt nach 

Lebensmittelkennzeichnungsverord-
nung ausgelobt, auch der vorgegebene 
Schweinespeck ist bei den Zutaten 
angeführt.

Gern werden wir den Hinweis der 
Konsumentin bei der nächsten Eti-
kettenbestellung berücksichtigen, um 
einfacher ersichtlich zu machen, dass 
im betroffenen Produkt auch Schwei-
nespeck enthalten ist.“

Mogelpackung: Manchmal ist mehr drin, als auf der Packung drauf steht

Ein Schwein im Federkleid –  
Loidls Putensalami mit Speck

Mogelpackung entdeckt? 

Die AKtion veröffentlicht in jeder 
Ausgabe die „Mogelpackung des 
Monats“. Helfen Sie mit, die 
Tricks der Hersteller aufzudecken: 
Schicken Sie ein Beweisfoto und 
eine kurze Beschreibung an AK 
Vorarlberg, Redaktion AKtion, 
Stichwort: Mogelpackung,
Widnau 2–4, 6800 Feldkirch 
oder gern auch per E-Mail an 
leserbrief@ak-vorarlberg.at.

Der Verein für Konsumenteninforma-
tion (VKI) hat zehn Actionkameras 
zwischen 80 und 430 Euro getestet. 
Wirklich überzeugt hat im Test aber 
kein Modell.

Auf einer Achterbahn mussten die 
Testmodelle ihre Fähigkeit unter Be-
weis stellen: bei hoher Geschwindig-
keit scharfe und ruckelfreie Aufnah-
men liefern und rasch auf wechselnde 
Lichtverhältnisse tagsüber sowie am 
Abend reagieren. Danach ging der 
VKI mit den Produkten im Hallenbad 
auf Tauchstation. Was freilich nicht 
bedeutet, dass die Kameras selbst was-
serdicht sind oder dass es sich grund-
sätzlich um besonders robuste Out-
door-Modelle handelt (Ausnahmen: 
Die JVC kann ohne Gehäuse bis fünf 
Meter Tiefe für 30 Minuten unter 
Wasser, die ION ist bis zu zehn Meter 
wasserdicht). Die meisten Hersteller 
liefern wasserdichte Gehäuse mit 
beziehungsweise verkaufen diese 
als Zubehör. Nichts davon 
war bei Medion der Fall 
sowie bei den Kameras 
von Liquid Image 
und Hyundai, die 
aufgrund ihrer 
Bauform (Ski- 

beziehungsweise Sonnenbrille) für 
Tauchgänge ausscheiden.

Bedienung
Angesichts der Kompakt-
heit stehen alle Hersteller 
vor dem Problem, 
die Bedienele-

mente und Einstellungsmöglichkeiten 
sinnvoll unterzubringen. Die gängigste 
Lösung ist eine Minimalausstattung der 
Kamera selbst und die Auslagerung aller 
weiteren Menüpunkte in eine Smart-
phone-App. Der Vorteil ist, dass es am 
Gerät selbst kaum Verwechslungsmög-
lichkeiten gibt. Selbst wenn man die 
Kamera auf dem Kopf montiert hat, 
ertastet man den (manchmal auch als 
Schiebetaste ausgeführten) Startknopf 
blind. Der Nachteil der puristischen 
Ausstattung ist die Mehrfachbelegung 

von Tasten und Statusanzeigen, die – 
in Verbindung mit oft kryptischen Be-

dienungsanleitungen – den Benut-
zer zum Beispiel bei ION rätseln 

lassen, ob etwa das grün blin-

kende Lämpchen auf einen schwachen 
Akku oder auf eine volle Speicherkarte 
hinweist. 

Displays sind die Ausnahme
Nutzbare Displays sucht man bei den 
meisten Actionkameras vergeblich. 
Rollei liefert einen abnehmbaren Bild-
schirm mit. Bei GoPro ist ein solcher als 
Zubehör erhältlich. JVC verfügt über 
ein integriertes Display. Relativ einfach 
ist es bei den beiden Brillen. Hier wird 
(ungefähr) das aufgenommen, was man 
beim Geradeausschauen sieht. Damit 
man bei den restlichen displaylosen 
Modellen nicht ins Blaue hinein zielt, 

sondern den Bildausschnitt 
festlegen kann, gibt es für 
viele davon kostenlose 

Smartphone-Apps. 

Fazit
Keine Actionkamera ist 

rundum gut. Selbst 
bei den vorn ge-
reihten Modellen 

muss man hin-
sichtlich Bildqua-

lität, Handhabung 
und Akkulaufzeit 

kompromissbereit 
sein.
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Contour +2 430 gut (67) 157 m m l m 4,5 MicroSD/32 l + + + + + + – + o

Sony HDR-AS-15 225 gut (66)   87 m l l m 2 MicroSD/32 m + + + – o – + + +

GoPro3 Black Edition 405 gut (65)   74 m l l l 12 MicroSD/64 m + + + + o + o + o

Rollei Bullet 5S 1080p 266 gut (61)   89 l l m l 16 MicroSD/64 l – + – – – + + + + +

Liquid Image X XTREME Mod.384 164 durchschnittlich (59) 265 m l m m 5 MicroSD/32 entf. – – – entf. o + + + + +

ION AIR PRO WiFi 348 durchschnittlich (53) 135 m m l m 5 MicroSD/32 l – o o – – o – + + +

Midland XTC-200 120 durchschnittlich (50)   81 m m m m entf. MicroSD/32 l – – – + – – o + +

JVC GC-XA1 BE 182 durchschnittlich (46) 128 l l l m 5 SD/MicroSD/64 l – o – – + + – o +

Hyundai LIV-V-10003 Sunshine Cam   99 weniger zufriedenst. (35)   51 m entf. m l 3,2 entf. entf. – – – – – entf. – – – o +

Medion MD 86743   80 weniger zufriedenst. (27)   67 m m m m 5 MicroSD/16 l – – – o entf. o – – + o

Zeichenerklärung: l = ja        m = nein        entf. = entfällt        Beurteilungsnoten: sehr gut (+ +), gut (+), durchschnittlich (o), weniger zufriedenstellend (–), nicht zufriedenstellend (– –)         
Prozentangaben = Anteil am Endurteil        Erhebung: Oktober 2013 © I

Testergebnisse Actionkameras (bei gleicher Punktezahl Reihung alphabetisch)

Details und weitere VKI-Tests: 
www.konsument.at (kostenpflichtig)

AK warnt vor 
Phishing-Welle
Derzeit kursieren wieder vermehrt 
sogenannte Phishing-Mails im 
Netz. Den Empfängern wird 
weisgemacht, sie hätten eine Nach-
richt von ihrer Bank erhalten. Sie 
werden aufgefordert persönliche 
Daten anzugeben oder einem Link 
zu folgen. Angeblich damit der 
Zugang vom Onlinebanking nicht 
gesperrt beziehungsweise wieder 
entsperrt wird oder um die Daten 
für die SEPA-Umstellung abzu-
gleichen. Auch wird den Betrof-
fenen erzählt, dass Fremde (zum 
Beispiel aus Rumänien) versucht 
hätten, auf das Konto zuzugreifen. 
AK-Konsumentenberater warnen 
ausdrücklich vor solchen E-Mails. 
Ihre Bank wird Sie niemals per 
Mail auffordern, Daten preiszuge-
ben. Öffnen Sie auch keine ange-
hängte Dokumente. Dabei kann 
Schadsoftware auf Ihren Computer 
gelangen.

Keine Preisklarheit  
für ÖBB-Fahrgäste
Seit einem Jahr gilt das neue 
Fahrgastrechtegesetz. Im Beschwer-
demanagement hat das einige 
Verbesserungen gebracht, wie die 
Bilanz der Schienen-Control zeigt. 
So sind die Beschwerden der Fahr-
gäste insgesamt weniger geworden. 
Allerdings gibt es noch klaren 
Handlungsbedarf im Bereich der 
Preisinformation und Preisrücker-
stattung bei den Österreichischen 
Bundesbahnen (ÖBB). So müsste 
per Gesetz der Fahrpreis für eine 
Einzelfahrt rückerstattet werden, 
wenn diese bis vor dem ersten 
Geltungstag der Fahrkarte storniert 
wird. Bei Onlinebuchungen ist 
dies zum Beispiel nicht möglich. 
Auch wer per Bankeinzug bezahlt, 
bekommt das Recht auf eine Fahr-
preisrückerstattung nicht. Eben-
falls erfährt der Fahrgast bei der 
Online-Buchung erst, wie viel die 
Reise kostet, wenn er den Button 
„Ticket kaufen“ anklickt.

Energiearmut betrifft 
rund 263.000
Rund 263.000 Österreicher müssen 
sich regelmäßig entscheiden, ob 
sie nun ihr Einkommen für Essen, 
Kleidung oder die Heizung aus-
geben. Die Studie „Energiearmut 
in Österreich“ des Instituts für 
nachhaltige Entwicklung (ÖIN)
hat ergeben, dass sozial schwache 
Haushalte den doppelten Einkom-
mensanteil für Energie brauchen 
als der Durchschnitt. In Zahlen: 
Die Betroffenen geben rund 11 
Prozent ihres Einkommens für 
Energie aus – der Durchschnitt 
4,8 Prozent.

AK-Konsumentenschutz:  
050/258-3000 oder konsumen-
tenschutz@ak-vorarlberg.at

AK-Konsumentenschutz:  
050/258-3000 oder konsumen-
tenschutz@ak-vorarlberg.at

Seit gut zwei Wochen gilt das neue Ver-
braucherrechte-Richtlinie-Umsetz- 
ungsgesetz (VRUG). Was Konsu-
menten nun beachten müssen, er-
klärt AK-Konsumentenberater Mag. 
Matthias Konzett.

Nach wie vor haben Verbraucher bei 
Internet- und Telefonbestellungen 
sowie Käufen die außerhalb der Ge-
schäftsräume stattfinden, ein Rück-
trittsrecht. Es müssen dabei keine 
Gründe angegeben werden. „Bislang 
war der Rücktritt nur innerhalb von 
sieben Werktagen möglich. Nunmehr 
gilt eine Frist von 14 Tagen“, erläutert 
Matthias Konzett. 

Obwohl der Rücktritt grundsätz-
lich formfrei erklärt werden kann, 
empfiehlt der Konsumentenberater 
diesen in nachweisbarer Form (einge-
schrieben mit Rückschein) zu erklären. 
„Nicht ausreichend ist allerdings die 
bloße Retournierung der bestellten 
Ware ohne zusätzlichen Vermerk oder 
Hinweis auf den damit erklärten Rück-
tritt“, betont der Rechtsexperte.

Mit der Rücktrittserklärung ist 
man verpflichtet, auch die Ware zu-
rückzusenden. Die Kosten für die 
Rücksendung können – sofern der Un-

ternehmer darüber informiert hat – auf 
den Verbraucher übergewälzt werden.  
Neu: Das Transportrisiko geht erst 
mit Übergabe der Ware an den Ver-
braucher über. Konzett: „Das heißt, 
die Gefahr für Verlust oder Beschädi-
gung trifft den Konsumenten erst mit 
Zustellung.“

Den Käufer trifft keine Verpflich-
tung mehr, ein Benutzungsentgelt zu 
leisten, wenn er etwa die bestellte Ware 
anprobiert oder getestet hat. Etwas an-
ders gilt, wenn eine Wertminderung 

der Ware darauf zurückzuführen ist, 
dass der Kunde diese in einer Art und 
Weise benutzt hat, die zur Prüfung 
ihrer Beschaffenheit, Eigenschaft und 
Funktion nicht notwendig ist. 

Vorvertragliche Informationspflicht
Unabhängig von der Vertriebsform 
treffen den Unternehmer nunmehr 
umfassende Informationspflichten. 

Der Konsumentenberater erklärt: „Be-
vor ein Verbraucher durch einen Ver-
trag gebunden ist, muss ihn der Un-
ternehmer in klarer und verständlicher 
Weise über die wesentlichen Inhalte 
und Eigenschaften im Zusammenhang 
mit den Waren oder Dienstleistungen 
informieren.“

Bei direktem Abschluss von Verträ-
gen auf einer Website muss eindeutig 
ersichtlich sein, wann eine Bestellung 
oder Buchung verbindlich wird. Die 
anzuklickende Schaltfläche muss zwin-

gend mit „zahlungspflichtig bestellen“ 
oder Ähnlichem gekennzeichnet sein. 
Unzureichend wäre zum Beispiel die 
Kennzeichnung mit „Bestellung absen-
den“. Bei Nichtbeachtung kommt kein 
wirksamer Vertrag zustande. 

Zusatzzahlungen und Telefonverträge
Des Weiteren muss der Unternehmer 
künftig für Zusatzzahlungen wie bei-

spielsweise für Stornoversicherungen 
oder entgeltliche Gerätegarantien eine 
ausdrückliche Zustimmung des Ver-
brauchers einholen. „Bereits voran-
gekreuzte Kästchen auf der Webseite 
oder sonstige Voreinstellungen, die 
vom Verbraucher durch Anklicken 
deaktiviert werden müssen (‚opt out‘), 
reichen dafür jedenfalls nicht aus“, be-
tont Matthias Konzett.

Für den Konsumentenberater be-
sonders erfreulich: Sogenannte „Cold 
Calling“-Vertragsabschlüsse – das sind 
Verträge, welche auf Initiative des Un-
ternehmers im Zusammenhang mit 
Gewinnzusagen, Wetten und Lot-
teriedienstleistungen telefonisch ab-
geschlossen werden – sind jedenfalls 
nicht mehr gültig. „Ein telefonisch 
abgeschlossener Dienstleistungsvertrag 
ist erst gültig, wenn auch eine Annah-
mebestätigung von Seiten des Verbrau-
chers erfolgt“, erläutert Konzett.

Servicehotline und Gebühren
Unternehmer, welche eine telefonische 
Kontaktaufnahme für bestehende 
Kunden einrichten (Kundenhotline), 
dürfen nunmehr kein zusätzliches Ent-
gelt für Informationen oder Auskünfte 
verlangen. 

Neues Verbraucherrecht:  
Das sollten Sie nun beachten

Die „Button-Lösung“ soll den Kunden darauf aufmerksam machen, wann er im Online-Shop eine zahlungspflichtige Bestellung aufgibt.

Auf den ersten Blick nicht ersichtlich: In Loidls Putensalami ist auch Speck drin.

Bisher wurde immer gemahnt: Das 
Internet vergisst nie! Dieser Grundsatz 
soll sich nun nach einem Urteil des 
Europäischen Gerichtshofs (EuGH) 
ändern. 

Denn der EuGH hat vor kurzem den 
Verbrauchern das Recht zugesprochen, 
dass unerwünschte Informationen über 
sie im Netz unauffindbar gemacht wer-
den können. Voraussetzung ist, dass die 
Daten im Sinne des geltenden Daten-
schutzrechts Persönlichkeitsrechte ver-
letzen oder nicht mehr relevant oder 
veraltet sind. Für die Verbraucher ist 
dieses Urteil ein großer Erfolg. 

Die Richter in Luxemburg haben 
entschieden, dass Google und ande-

re Suchmaschinen Verweise zu On-
line-Pressearchiven aus Ergebnislisten 
entfernen müssen, wenn Bürger da-
durch ihre Persönlichkeitsrechte verletzt 
sehen. Zudem wird mit dem Urteil 
auch bestimmt, dass europäisches Da-
tenschutzrecht gilt, wenn ein Datenver-
arbeiter auf dem europäischen Markt 
niedergelassen ist. Vorausgegangen war 
ein Rechtsstreit, bei dem sich ein Spani-
er dagegen wehrte, dass sein Name bei 
der Onlinesuche im Zusammenhang 
mit einem mehrere Jahre alten Zei-
tungsartikel über eine Zwangsversteige-
rung auftauchte. 

Das Urteil stellt klar, dass Suchma-
schinenbetreiber für die Verarbeitung 
personenbezogener Daten verantwort-

lich sind, auch wenn diese Daten aus 
öffentlichen Quellen stammen. Daher 
können die Betroffenen auch hier ein 
Recht auf Löschung in Anspruch neh-
men. Der EuGH macht auch deut-
lich, dass die Verknüpfung öffentlich 
verfügbarer Informationen zu einem 
Personenprofil einen neuen Eingriff in 
die Persönlichkeitsrechte darstellt. Die 
obersten EU-Richter sprechen dem 
Bürger aber nicht das Recht zu, jede un-
liebsame Information über sich löschen 
zu lassen. In jedem Einzelfall muss es 
eine Abwägung geben zwischen dem 
Recht des Betroffenen auf Privatsphäre, 
dem Schutz seiner personenbezogenen 
Daten und dem Recht der Öffentlich-
keit an diesen Informationen. 

Suchmaschinenbetreiber sind verantwortlich für die Verarbeitung personenbezogener Daten

EU-Gericht bestätigt „Recht auf Vergessen“

„Bevor ein Verbraucher durch einen  
Vertrag gebunden ist, muss ihn der  

Unternehmer informieren.“
Mag. Matthias Konzett, AK-Konsumentenberater

Wolfgang Kofler,
„11er “ Nahrungsmittel GmbH

„Extra-Schichten  
wirken sich auf dem 
Lohnzettel nur durch 
Extra-Steuern aus. 
Uns bleibt davon 
fast gar nichts.“

Zeigen auch Sie der Regierung die rote Karte!
Nehmen Sie teil an der großen AK-Unterschriften-
aktion in Ihren VN oder auf www.ak-vorarlberg.at



Sehr abwechslungsreich gestalteten 
sich die Betriebsbesuche für AK-Prä-
sident Hämmerle in Hard und Bezau.

Beim Arbeitnehmertag in Bezau stan-
den die Sennerei Bezau und der Klei-
derbügelhersteller MEVO auf dem 
Programm. Dass die Herstellung von 
Drahtkleiderbügeln mehr als nur das 
Biegen von Metall ist, wurde beim 
Rundgang durch die Produktion klar.

Käse aus Vorarlberg
Genuss stand bei der Führung durch 
die Produktion der Sennerei Bezau im 

Vordergrund. Riesige Reifekeller mit 
tausenden gelber Käselaiben, große 
Kessel mit dampfender Milch und zu 
guter Letzt eine kleine Auswahl delika-
ter Vorarlberger Käsesorten zur Verko-
stung rundeten den Tag wohlschme-
ckend ab.

Ganz anders die Produktpalette 
der Firma Künz in Hard. Mit großen 
Kränen und Anlagen für den Hydro- 
Bereich (zum Beispiel Wasserkraft-
werke) ist Künz rund um den Glo-
bus präsent und gehört zu den Ex-
port-Schlagern der hochwertigen 
Ländle-Industrie.
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Eine aktuelle Untersuchung des Instituts für Höhere Studien nimmt das Thema Bildungsabbruch in Österreich unter die Lupe.

Jugendliche, deren Umgangssprache 
nicht Deutsch ist, haben in Vorarlberg 
ein sechsfach höheres Risiko, nach der 
Pflichtschule keine weiterführende 
Ausbildung zu absolvieren.

Das Institut für Höhere Studien (IHS) 
hat für die Arbeiterkammer eine Un-
tersuchung über den Bildungsabbruch 
und dessen Gründe in Österreich 
durchgeführt. Rund 75.000 Jugendli-
che zwischen 15 und 24 Jahren konn-
ten im Jahr 2012 nach der Pflichtschu-
le keinen weiterführenden Abschluss 
machen. Das sind fast acht Prozent der 
gesamten Altersgruppe. 

„Diese Ergebnisse müssen wir ernst 
nehmen und für Vorarlberg genau ana-
lysieren“, sagt Gerhard Ouschan, Lei-

ter des AK-Bildungsbereichs. Deshalb 
wolle man im Herbst die Studienau-
toren nach Vorarlberg holen, um deren 
Einschätzung über die Aussagekraft 
der Untersuchung für das Ländle in 
der Breite diskutieren zu können.

Kleine Erfolge
Seit 2008 lässt die Arbeiterkammer 
regelmäßig untersuchen, wie sich der 
Anteil der so genannten frühen Bil-
dungsabbrecher an allen Jugendlichen 
in Österreich entwickelt. Einen klei-
nen Erfolg gibt es: Im Jahr 2008 hatten 

genau zehn Prozent der 15- bis 24-Jäh-
rigen keinen weiterführenden Ab-
schluss nach der Pflichtschule, im Jahr 
2012 waren es nach der vorliegenden 
Untersuchung 7,9 Prozent. Das sind 
aber immer noch 75.000 Betroffene. 

„Jeder Einzelne, der aus dem Bil-
dungssystem ohne vollwertigen Ab-
schluss ausscheidet, ist einer zu viel. 
Das verursacht Kosten in vielen nach-
folgenden Systemen, wie etwa dem 
Sozialsystem oder beim Arbeitslosen-
geld und verstärkt bei den Betroffenen 
das Gefühl der Ungerechtigkeit“, so 
Ouschan. 

Schere in Vorarlberg weit geöffnet
Dramatisch ist vor allem, wer vom 
frühen Bildungsabbruch betroffen ist: 

Besonders schwer haben es Kinder, de-
ren Eltern selbst nur die Pflichtschule 
abgeschlossen haben. Von ihnen haben 
18,2 Prozent keinen weiterführenden 
Abschluss. Unter den Kindern von 
Zugewanderten sind in der ersten Ge-
neration 22,6 Prozent frühe Bildungs-
abbrecher, in der zweiten Generation 
13,4 Prozent. 

In Vorarlberg ist die Schere so 
weit geöffnet wie in keinem anderen 
Bundesland. 2,8 Prozent der deutsch-
sprachigen Schüler bleiben ohne 
Pflichtschulabschluss, bei den nicht-

deutschsprachigen sind es 16,9 Pro-
zent (Österreichdurchschnitt: 2,7 und 
9,6 Prozent). Dabei handelt es sich um 
Jugendliche, die im Schuljahr 2008/09 
14 Jahre alt waren und bis 2010/11 
noch keinen positiven Pflichschulab-
schluss erreicht haben.

Einen direkten Zusammenhang 
sieht die Studie auch mit dem Ausmaß 

der Überrepräsentation von Migranten 
in Sonderschulen. In Vorarl berg sind 
Menschen mit Zuwanderungsgeschich-
te mit 73 Prozent in Sonderschulen sehr 
häufig anzutreffen, der durchschnitt-
liche Wert für Österreich liegt bei 52 
Prozent. „Es ist beschämend, dass wir 
in Österreich im 21. Jahrhundert alle 
Hebel auf Exklusion stehen haben und 

intelligente, lernwillige junge Menschen 
in einen Teufelskreis schicken, aus dem 
sie nur sehr schwer und mit Glück wie-
der herauskommen“, so Ouschan.

Betroffen vom frühen Bildungsabbruch sind besonders Kinder von Migranten und Eltern, die nur die Pflichtschule abgeschlosssen haben.

Früher Bildungsabbruch:  
Für Migranten ist das Risiko hoch

Eine atemberaubende Reise 
durch Raum und Zeit

Wie groß ist eigentlich das Univer-
sum? Was wiegt unsere Erde? Und 
wie ist es überhaupt möglich, einen 
Planeten zu wiegen? Auf diese und 
viele andere Fragen hat Bestseller- 
autor Bill Bryson in seiner Schulzeit 
nie Antworten erhalten. Langwei-
lige Schulbücher, staubtrockener 
Unterricht, unverständliche Theo-
rien, die Naturwissenschaften 
blieben für ihn wie für die meisten 
Menschen, ein Buch mit sieben 
Siegeln. Doch die Frage, warum 
alles so geworden ist, wie es ist, 
und woher wir das eigentlich wis-
sen, ließ ihn nie los. Deshalb hat 
er sich selbst auf die Suche nach 
den Antworten gemacht und dabei 
eine atemberaubende Reise durch 
Raum und Zeit angetreten. Dabei 
entstand ein faktenreiches, kluges 
und zudem höchst vergnügliches 
Buch über die Wunder der Welt. 
Geschrieben mit all dem Witz und 
Charme, die Journalist und Autor 
Bill Bryson zu einem der beliebtes-
ten zeitgenössischen Sachbuch-
autoren gemacht haben.

Bill Bryson
Eine kurze Geschichte von fast 
allem

Goldmann-Verlag 
München, 667 
Seiten, kartoniert, 
ISBN 978-3-442-
46071-7, 9,95 
Euro

Buchtipp

Ibrahim Ismail hat geschafft, was 
viele seiner Lehrer für unmöglich 
hielten. Vom Sonderschüler zum 
Uni-Absolventen mit Auszeichnung. 
Der AKtion stand er beim Symposi-
um „Kindheit, Jugend, Gesellschaft“ 
im Festspielhaus Bregenz Rede und 
Antwort.

Mit fünf Jahren kam Ismail nach Deut-
schland, hinter ihm und seiner Familie 
lagen die Schrecken des libanesischen 
Bürgerkrieges. Während andere Kinder 
Blumen oder Sonnen malten, brachte 
der traumatisierte Junge Totenköpfe 
und blutverschmierte Menschen zu 
Papier. Damals Grund genug, ihn in 
die Sonderschule für Lernbehinderte 
abzuschieben.

Was lösen die Worte „Du schaffst 
das nicht“ in Ihnen aus?
Ibrahim Ismail: Das löst bei mir di-
rekt auf zwei Ebenen Emotionen aus. 
Einerseits wegen meiner eigenen Bio-
grafie, da habe ich diesen Satz sehr oft 
gehört. Auf der anderen Seite aus mei-
ner pädagogischen Arbeit mit Jugend-
lichen, die mir häufig zu verstehen 
geben, dass sie nicht an sich glauben. 

Ihre Bildungskarriere begann in der 
Förderschule, heute sind sie Sportpä-
dagoge, Diplomsportwissenschaftler 
und Streetworker. Wie sind Sie von 
der Spreu zum Weizen geworden?

Ich habe eine sehr positive Menschen-
anschauung und bin Optimist. Es war 
auch sehr viel Glück im Spiel. Meine 
Familie hat mir ein gutes moralisches 
Gefüge vermittelt. 

Das Problem war, dass ich kriegs-
traumatisiert aus einem anderen 
Land, einer anderen Kultur kam und 
nicht wegen meiner Auffälligkeit in 
der Sonderschule gelandet bin, son-
dern weil ich nicht Deutsch konnte. 
Von 1985 bis 1996 wurden wir alle 
drei Monate von Neuem abgescho-
ben und mussten immer in Revision 
gehen, solange durften meine Eltern 
auch nicht arbeiten. Die Sonderschu-
le selbst haben wir als normal wahrge-
nommen, ich habe nur gemerkt, dass 
ich unterfordert war. 

In unserem Stadtteil gab es einen 
Betreuer, Mark Langbach, der sich 
mit der ganzen Wucht des Schul-
systems angelegt hat, um mich auf 
eine Hauptschule zu bringen. Das 
ging so weit, dass er selbst einen An-
walt genommen und bezahlt hat. 
Als ich mich von meinem Direktor 
verabschieden wollte, sagte der ,Du 
brauchst dich nicht zu verabschieden, 
wir sehen uns eh bald wieder‘. 

In der Hauptschule hatte ich dann 
das beste Zeugnis der Schule, mein 
Klassenlehrer sah mein Potenzial und 
brachte mich dazu Abitur zu machen. 
Um es etwas abzukürzen, es folgte 
mein Studium, in dem ich schon 

praktisch mit Jugendlichen arbeitete 
und meine Abschlussarbeit hat den 
Universitätspreis gewonnen. 

In Ihren Projekten arbeiten Sie mit 
sozial benachteiligten Jugendlichen. 
Gewalt, Drogen, Kriminalität, Frust 
– Themen mit denen Sie häufig kon-
frontiert sind. Was reizt sie daran?
Ich bin ja kein Experte für kriminel-
le Jugendliche mit Migrationsvor-
dergrund, Hintergrund oder ohne 
Grund. Ich beschäftige mich mit dem 
Menschen an sich und damit, was ihn 
glücklich macht. Es geht nicht darum, 
den Jugendlichen zu bespaßen, ihn 
ins passive Konsumieren zu drängen, 
wo Faulheit als Ideal der Freiheit ver-
standen wird. 

Ich fordere Menschen heraus zu 
zeigen, was in ihnen steckt, und da 
kommen sehr interessante Potenziale 
zum Vorschein. Ich beschäftige mich 
sehr gern mit Problemen, sie schaffen 
bei mir sogar ein Gefühl der Leben-
digkeit. 

Die Geschichte meiner Familie 
hatte schon immer etwas mit Kampf 
zu tun, mit dem Kampf, am Leben zu 
bleiben. Gleichzeitig habe ich sehr viel 
Liebe erfahren, deshalb bin ich nicht 
verbittert. Ich trete mit dem Blick auf 
die Ursachen an den Menschen he-
ran, deshalb verurteile ich nicht sein 
Wesen und kann ihn abgegrenzt von 
seinen Taten sehen.

„Kampfspiele statt Kuschelpädagogik 
und auch mal Zwang statt Animati-
on“ stand in einem Artikel der Zeit- 
schrift „Die Zeit“ über Sie zu lesen. 
Ihre Konzepte haben nicht nur An-
hänger, was sagen Sie Ihren Kritikern?
Es gibt sicher viele Menschen, die 
aus einem natürlichen Impuls heraus 
Missgunst für mich empfinden. Und 
zu einem gewissen Teil verstehe ich 
diese Vorbehalte auch. Das Problem 
beginnt aus meiner Sicht schon in der 
Ausbildung, weil beigebracht wird, 
diverse Hilfssysteme zu bedienen, um 
den Jugendlichen zu helfen. Für den 
Jugendlichen stellt sich das emotio- 
nal aber oft so dar, dass sie sich als 
fehlerhaft wahrnehmen. Ich habe ei-
nen anderen Ansatz, ich gehe auf den 
Jugendlichen zu und sage: ,Hey, was 
habe ich von dir, was ich nicht ohne 
dich hätte‘. Das Interessante an dieser 
Art Herausforderung ist, durch dieses 
Fordern bringe ich auch meine Wert-
schätzung zum Ausdruck, mache aus 
Radikalität Antrieb und lenke diese 
Energie beziehungsweise Leidenschaft 
in eine andere Richtung. 

Wie gefährlich ist Ihre Arbeit?
Ich empfinde sie nicht als gefährlich. 
Mit dem Verständnis, der optimisti-
schen Weltanschauung und der Liebe, 
mit der ich den Menschen begegne, be-
komme ich diese Liebe auch wieder zu-
rück. So absurd sie manchmal auch ist.

Ismail: „Probleme geben mir 
ein Gefühl der Lebendigkeit“

Französisch: In einer 
Woche intensiv lernen
In dieser Woche erlernen Sie täglich 
die Grundelemente der französi-
schen Sprache in einer vielfältigen 
und kreativen Form. Spaß und 
Freude am Lernen stehen bei die-
sem Kurskonzept im Vordergrund. 
Durch Ihre Bereitschaft, aktiv am 
Unterricht teilzunehmen, profitie-
ren Sie sowohl von den dynami-
schen Übungen als auch von der 
Kommunikation der Teilnehmer 
untereinander. Kursbeginn ist der 
14. Juli im AK-Bildungscenter in 
Feldkirch. 

Ausdruck: Rhetorik 
und Persönlichkeit I
Entscheidend sei keineswegs die 
Redelänge, sondern das Richtige im 
richtigen Augenblick vorzutragen. 
Im Seminar Rhetorik und Persön-
lichkeit lernen Sie, authentisch zu 
präsentieren, konstruktive Kritik 
zu formulieren und aufzunehmen. 
Daneben üben Sie auch, wie Sie 
Ihr Verhaltensrepertoire erweitern 
und dabei Ihrem eigenen Charisma 
auf die Sprünge helfen können. 
Kursbeginn ist der 25. Juli im
AK-Bildungscenter in Feldkirch.

Vorbereitung: EDV- 
Woche für Schüler
Dauerregen, nach acht Wochen 
Ferien wird es mittlerweile fad 
und die Eltern drängen schon zum 
Vorbereiten auf die Schule. Mit 
dem „End of summer jam“ sieht 
der Ferienausklang anders aus. In 
lockerer Atmosphäre zeigt ein Profi 
die freakigsten EDV-Themen, ihr 
macht tolle neue Bekanntschaf-
ten und erfahrt wichtige Sicher-
heitstipps im Umgang mit Internet, 
sozialen Netzwerken und dem 
Smartphone. Damit niemand vor 
dem Bildschirm einrostet, haben 
wir als kleine Auflockerung „TAO 
KUNG FU“ ins Programm aufge-
nommen. Dieser Kurs beginnt am 
1. September im AK-Bildungs-
center in Feldkirch.

4K-Video- 
Downloader

Mit diesem Pro-
gramm können Sie 
auf einfache Weise 
YouTube-Videos 
herunterladen und 
auf Ihre Festplatte 
speichern. Dazu müssen Sie nur 
das Programm starten und einen 
Browser mit dem gewünschten 
Youtube-Video öffnen und aus 
der Adressleiste des Browsers den 
kompletten Link des Videos in die 
Zwischenablage legen (Strg+C) 
und diesen Link dann im „4K 
Video Downloader“ einfügen 
(Strg+V). Danach geben Sie den 
Speicherort für das Video an und 
wählen noch das gewünschte For-
mat, in dem das Video auf Ihrer 
Festplatte landen soll, aus. Das 
Programm ist OpenSource und 
kann von der Seite des Herstellers 
für MacOSX, Linux und Windows 
heruntergeladen werden. 

Computer-Tipp

Download: http://sourceforge.net/
projects/four-k-download/

Oliver Fink

Sprachen: Angelika Madlener, 
050/258-4034, angelika. 
madlener@ak-vorarlberg.at

EDV:  
Regina Knecht, 050/258-4030, 
regina.knecht@ak-vorarlberg.at

„Es ist beschämend, dass wir in Österreich 
im 21. Jahrhundert alle Hebel auf 

Exklusion stehen haben.“
Gerhard Ouschan, Leiter des AK-Bildungsbereichs

Persönlichkeitsentwicklung: 
Regina Knecht, 050/258-4030 
regina.knecht@ak-vorarlberg.at

Ibrahim Ismail hatte alles andere als einen guten Start in seine Schulkarriere, als Flüchtling wurde er in die Sonderschule abgeschoben, letztlich schaffte er aber Abitur und Studium.

AK-Präsident Hubert Hämmerle besucht Firmen in Bezau und Hard

Betriebsbesuche: Käse, 
Kran und Kleiderbügel

Bei Künz in Hard wurde Hämmerle ein von Lehrlingen gebauter Lkw präsentiert.

Sommerliches Lesevergnügen im Waldbad
Im Waldbad in Feldkirch findet schon zum dritten Mal die Aktion „Bade- 
Buch“ statt. Vom 7. Juli bis zum 4. September, täglich von 10 bis 18 Uhr, 
können direkt vor Ort Bücher und Zeitschriften der AK-Bibliothek von 
allen Badegästen ausgeliehen und zurückgegeben werden.

AK-Präsident Hämmerle bekam bei der Sennerei Bezau Einblick in die Käseproduktion.

Hämmerle mit dem Führungsteam des Familienunternehmens MEVO.

Nadja Djuric, Betriebsrätin 
dm Drogeriemarkt GmbH

„Wir zahlen ab 
11.000 Euro Jahres-
einkommen 36,5 % 
Lohnsteuer. Das ist 
eindeutig zu viel!“

Zeigen auch Sie der Regierung die rote Karte!
Nehmen Sie teil an der großen AK-Unterschriften-
aktion in Ihren VN oder auf www.ak-vorarlberg.at

Dieser QR-Code führt 
Sie direkt zum IHS- 
Bericht.
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Postgebühr
zahlt

Empfänger

An die
AK Vorarlberg
Redaktion AKtion
Widnau 2–4
6800 Feldkirch

Meine Meinung zum Thema

Name / Adresse

Eine lebendige Zeitung für alle Arbeit-
nehmer in Vorarl berg lebt vom Dialog. 
Ihre Meinung ist uns viel wert. 

Die Rubrik „Leserforum“ auf Seite 2 
steht ganz im Zeichen Ihrer Meinung 
und Anregungen. Schreiben Sie uns 
zu einem der Themenbereiche Arbeit, 
Bildung und Konsumentenschutz  

einen Leserbrief 
und gewinnen 
 

Sie mit etwas Glück einen kabellosen 
Aktivitäts- und Schlaf-Tracker „The 
One“ von fitbit. Das Porto überneh-
men wir, wenn Sie den Kupon links 
verwenden. Sie können uns aber auch 
eine E-Mail an leserbrief@ak-vorarl- 
berg.at senden. Bitte beachten Sie: 
Anonyme Leserbriefe werden nicht 
veröffentlicht. Der Absender muss zu-
mindest der Redaktion bekannt sein.

Hier einige Themen aus dieser 
Ausgabe der AKtion, zu denen uns 
Ihre Meinung besonders interessiert: 
die Invaliditätspension „neu“ (Seiten 
1/3), die Kosten für eine Nahwärme-
heizung (Seite 3), die AK-Unterschrif-
tenaktion zur Steuerreform (Seiten 
6/7), die Mogelpackung (Seite 8), die 
neuen Verbraucherrechte (Seite 9) und 
die Zahl der frühen Schulabbrecher 

(Seite 11).

Ihre Meinung, bitte!
Ihre Zuschriften werden belohnt

Gewinnen Sie einen Aktivitäts- 
und Schlaf-Tracker „The One“!

Bereitschaft  
auf Abruf

Die Rufbereitschaft 
ist eine besondere 
Form des Bereit-
schaftsdienstes, der 
in den letzten Jah-
ren immer häufiger 
in den Unterneh-
men eingerichtet 
wird. Das Arbeitszeitgesetz enthält 
keine Definition der Rufbereit-
schaft, es stellt jedoch indirekt 
klar, dass Rufbereitschaft als solche 
noch keine Arbeitszeit darstellt. 
Der Unterschied zwischen Rufbe-
reitschaft und Arbeitsbereitschaft: 
• Rufbereitschaft bedeutet: Der/
die Arbeitnehmer/-in muss in 
dieser Zeit für den/die Arbeit-
geber/-in erreichbar und zum 
Arbeitsantritt in bestimmter Zeit 
bereit sein – der Aufenthaltsort 
kann selbst gewählt sowie über 
die Verwendung solcher Zeiten 
im Wesentlichen selbst bestimmt 
werden. Die Rufbereitschaft zählt 
nicht als Arbeitszeit. Der Einsatz 
beziehungsweise die Erbringung 
von Arbeiten während der Rufbe-
reitschaft zählen jedoch sehr wohl 
als Arbeitszeit. Erlaubt sind bis zu 
zwölf Stunden Tagesarbeitszeit. 
Innerhalb von zwei Wochen ist ein 
entsprechender Ausgleich erfor-
derlich. Die Obergrenze bei der 
Rufbereitschaft liegt bei maximal 
zehn Tagen pro Monat. Kollek-
tivvertraglich können auch 30 Tage 
in drei Monaten vereinbart wer-
den. Die Mindestruhezeit beträgt 
elf Stunden. Bei einer Unterbre-
chung muss ein Teil der Ruhezeit 
mindestens acht Stunden betragen. 
Das kann auch einen späteren 
Arbeitsantritt am Folgetag zur 
Folge haben. Jede Unterbrechung 
der Ruhezeit erfordert eine um vier 
Stunden längere tägliche Ruhezeit 
innerhalb von zwei Wochen, bei 
elfstündiger Mindestruhezeit – also 
15 Stunden. Außer in diesen zwei 
Wochen ist eine Ruhezeit von 15 
Stunden bereits geplant.
• Arbeitsbereitschaft bedeutet: 
Der/die Arbeitnehmer/-in hält sich 
am Arbeitsplatz oder an einem 
vom Arbeitgeber/von der Arbeitge-
berin bestimmten Ort auf, um im 
Bedarfsfall die eigentliche Arbeit 
sofort aufzunehmen. Diese Zeit 
zählt als Arbeitszeit.
Die Tages- beziehungsweise Wo-
chenarbeitszeit beträgt 12 Stunden 
Es können aber bis zu 60 Stunden 
im Kollektivvertrag vereinbart 
werden (diese Höchstarbeitszeiten 
inkludieren „Arbeitsbereitschaft in 
erheblichem Umfang“). Die Min-
destruhezeit beträgt elf Stunden. 

Sicherheitstipp

Elisabeth 
Martin, 
05574/78601

Arbeitsinspektion Bregenz 
www.arbeitsinspektion.gv.at

Rund 800 Gäste tummelten sich auf 
der MS Vorarlberg zur 35. Bodensee-
rundfahrt. Jährlich lädt die AK Vor-
arlberg Menschen mit Handicap und 
ihre Betreuer zu diesem besonderen 
Ausflug ein. 

„Die Schifffahrt ist immer ein ganz 
besonderes Erlebnis – für die Gäste, 
aber auch für uns als Gastgeber. Ich 
freue mich, diese Tradition weiter- 
führen zu dürfen“, erläutert AK-Prä-
sident Hubert Hämmerle. „Ich bin 
jedes Jahr gern dabei, und wenn man 

in die strahlenden Gesichter der Men-
schen hier an Bord blickt, weiß man, 
dass es den Aufwand auf jeden Fall 
wert ist.“ 

Ermöglicht wird dieses Event nicht 
nur durch den Einsatz der Mitarbeiter 
der AK Vorarlberg sondern besonders 
durch die vielen freiwilligen Helfer 
wie dem Roten Kreuz, der Seepolizei 
Hard, der Wasserrettung, der Stadtmu-
sik Bregenz und vielen mehr. An dieser 
Stelle möchte sich die Arbeiterkammer 
bei allen Beteiligten herzlich bedanken 
für 35 unvergessliche Rundfahrten. 

Jubiläumsausfahrt: 
Besondere Tradition

Immer ein tolles Erlebnis für die Gäste – und besonders für die Kinder: der Besuch beim Kapitän auf der Brücke der MS Vorarlberg.

Festlich geschmückt wartet die MS Vorarlberg auf ihre zahlreichen Gäste. Ein tolles Make-up für einen tollen Tag.

Die Gäste genießen die frische Seebrise.

Drei Stunden täglich 
am Smartphone
Rund drei Stunden am Tag verbrin-
gen junge Menschen im Schnitt am 
Smartphone. Das ergab eine Studie 
eines Forscherteams aus Bonn. 
Untersucht wurde die Smartpho-
ne-Aktivität von rund 500 Perso-
nen zwischen 17 und 23 Jahren. Im 
Durchschnitt wird das Smartphone 
täglich 135 Mal eingeschaltet – 
bei einem Wachzeitraum von 16 
Stunden werde das Telefon etwa alle 
sieben Minuten aktiviert. Genutzt 
würden vor allem Facebook und 
der Kurznachrichtendienst 
WhatsApp.

Onlineportale im Test: 
Flugpreisvergleich
Wer einen Flug über das Internet 
buchen möchte, hat die Wahl 
zwischen vielen unterschiedlichen 
Onlineportalen. billiger.at hat 31 
dieser Portale getestet. Das Fazit: 
Der Preisunterschied zwischen dem 
billigsten und teuersten Angebot 
kann bis zu 65 Prozent betragen. 
Auch zwischen Angebots- und 
Buchungspreis können Differenzen 
bis zu 77 Prozent entstehen – denn 
zum vermeintlich günstigen Ange-
bot kommen zahlreiche Nebenkos-
ten hinzu. Der Tester rät auf jeden 
Fall die Angebote zu vergleichen 
und sich viel Zeit beim Buchen zu 
nehmen.

Arbeitslose gestresster 
als Manager
Am häufigsten unter chronischem 
Stress leiden nicht beruflich 
Erfolgreiche mit terminhektik, 
leitende Angestellte oder Beamte. 
Es sind Arbeitslose, Studenten und 
vor allem Alleinerziehende, die 
vorwiegend von Stress und Burnout 
betroffen sind. Das ergab eine 
Erhebung der Deutschen Kranken-
kasse DAK-Gesundheit. Es wurden 
Menschen zwischen 25 und 40 
Jahren gefragt, wer sich besonders 
oft überfordert, nicht anerkannt 
oder von Sorgen geplagt fühlt. 
Besonders Arbeitslose und Stu-
denten hätten häufig das Gefühl, 
die von ihnen erwartete Leistung 
nicht erbringen zu können. Die am 
meisten gestresste Gruppe bildeten 
aber die alleinerziehenden Mütter. 
Wann Stress wirklich krank macht, 
ist bisher jedoch noch weitgehend 
unerforscht. 

Der QR-Code führt 
Sie direkt zum 
Flugpreisvergleich auf 
www.billiger.at.


